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Editorial 

Wir hatten bereits beim letzten Mal notiert, daß der Verlag BasisDruck Die Andere 
ökonomisch nicht mehr in der Lage ist, den „telegraph“ weiterzuführen. Zum ersten 
Mal erscheint daher unsere Zeitschrift im Eigenverlag der Umwelt-Bibliothek Ber- 
lin. In Zusammenhang mit den zahlreichen bürokratischen Hürden, die für diese 
Änderung bewältigt werden müssen, haben wir die Januar- mit der Februarnummer 
zusammenlegen müssen und bitten dafür unsere Leser um Verständnis. Immerhin 
können wir versprechen, daß ab jetzt der „telegraph“, wie alle anderen Zeitschrif- 
ten. immer am Anfang des Monats erscheint. Eine neue und eigene Kontonummer 
können wir leider erst in einem Monat anbieten. Die Grundkreditbank, über die wir 
eigentlich die Geldbeziehungen laufen lassen wollte, lehnte es schließlich ab, mit 
uns zu verkehren. Wie es hieß, sei unser Auftreten und unser Aussehen auf die Miß- 
billigung der leitenden Herren gestoßen. Solche Sprüche kannten wir aus der alten 
DDR und fühlen uns erst jetzt auch im neuen Deutschland so richtig zu Hause. 

Wir haben in diesem Heft dem Thema Aufarbeitung und Diskussion sehr 
viel Raum gegeben und denken, daß wir unseren Lesern einige ziemlich hoch- 
karätige Orginalinformationen geben können. Als passende Ergänzung zu Informa- 
tionen aus den letzten Jahren der DDR erschien uns ein im Dezember in der West- 
berliner Autonomen-Zeitschrift „Interim“ abgedruckter Artikel der „Revolutionären 
Zellen“. Wer trotzdem darüber meckert, daß dies alles ja „längst vergangene 
Geschichten“ sind. oder von uns zeitgemäßere Denkarten verlangt (siehe LeserIn- 
nenbriefe), dem können wir halt nicht helfen. Er mag sich anderen Zeitungen und 
Zeitschriften zuwenden. Beispielsweise hat das Haus Burda eine Reihe von beson- 
ders bunten Blättern zu bieten. 

Da in letzter Zeit einige Unklarheiten über die bei uns verwendeten Pseud- 
onyme aufgekommen sind, dazu einige Worte. Es ist seit den Zeiten der alten 
‚Umweltblätter“ bei uns üblich, im allgemeinen nicht mit Klarnamen zu unter- 
schreiben. Das geschah und geschieht nicht hauptsächlich, weil wir uns vor Bestra- 
fung fürchten, sondern weil wir den Personenkult vermeiden wollen, der wenigstens 
früher um oppositionelle Schreiberlinge gemacht wurde. Im Übrigen hat bei uns 
jeder das Recht, sich einen oder mehrere Pseudonyme auszudenken und wenn sie 
phantasievoll sind, ist das umso besser. 

Redaktion „telegraph“ 
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Meldungen 


Polizeiaktion gegen das Umweltzentrum Münster 


Am Dienstag, den 07.01.1992 wurde im 
Umweltzentrum Münster und in der UWZ- 
Druckerei eine zweistündige Durchsuchung 
durchgeführt. Laut der Presseerklärung der 
Ladengruppe des Umweltzentrums, führten 
Beamte des BKA, von LKA und politischer 
Polizei Münster, zwei Computerspeziali- 
sten und ca. 50 weiteren Polizisten, diese 
fünfte Durchsuchung durch. 

Begründet wurde diese Durchsu- 
chung mit einem Ermittlungsverfahren 
nach $129a Abs.3 StGB gegen die Vor- 
standsmitglieder des Umweltzentrum e.V., 
weil sie verdächtigt werden, “...durch Ver- 
breitung der Druckschrift UNFASSBA 
Mr. 7/8, für eine terrorristische Vereinigung, 
nämlich die “RAF’”, geworben zu haben...”. 

Corpus Delicti dieses harten Vor- 
gehens ist, laut Umweltzentrum, ein Arti- 
kel, in dem über die Verhältnisse in der JVA 
Straubingen und die Solidarisierung mit 
einem Inhaftierten, der zwangspsychiatrı- 
siert wurde, berichtet wird. Am Ende des 
Artikels erwähnen die Schreiber mit einem 
Satz (zur Untermauerung ihrer Auffassung, 
daß Zwangspsychiatrisierung “immer ein 
Mittel der Herrschenden” gewesen sei), das 
Vorgehen gegen den wegen RAF-Tätigkeit 
gefangenen Bernd Rösser. Dieser Satz soll 
anscheinend nach Auffassung der Staatsan- 
waltschaft eine “Werbung für die RAF’ 
sein. 

Diese Durchsuchurig kann im 
Rahmen einer bundesweiten Durchsu- 
chungsaktion des BKA gegen kritische Zei- 
tungen und Infoläden gesehen werden. In 


A 


den letzten Wochen liefen unter anderem 
Durchsuchungen gegen: 

Infoladen M99 Berlin, Infoladen 
Schwarzmarkt Hamburg, Infoladen Karls- 
ruhe, Infoladen Passau, Alhambra Olden- 
burg, AJZ Bielefeld, Buchladen Le Sabot 
Bonn 

Das Ziel ist Einschüchterung und 
Rufmord in der Öffentlichkeit. Dem sollte 
eine breite Solidarität politischer Kräfte und 
eine öffentliche Verurteilung des Vorge- 
hens der Polizei entgegen gesetzt werden. 

Die Umwelt-Bibliothek Berlin 
solidarisierte sich in einer Erklärung mit 
dem Umweltzentrum Münster. Nach den 
einleitenden Informationen heißt es in der 
Erklärung: 

“Wir kennen die Leute des 
Umweltzentrums Münster seit dem 
November 1987, als sie sich als eine der 
ganz wenigen linken Gruppen West- 
deutschlands nach dem Überall der Staats- 
sicherheit mit uns solidarisierten. Wir halten 
die zur Unsitte gewordene Ausweitung des 
$129a für einen zentralen Angriff auf eines 
der wesentlichsten Grundrechte des Bür- 
gers, die Rede-, Versammlungs- und Pres- 
sefreiheit. Wir sind nicht geneigt, zu den 
Angriffen der westdeutschen Geheimdien- 
ste und sonstiger Behörden auf die Grund- 
rechte zu schweigen und solidarisieren uns 
mit dem Umweltzentrum Münster und 
allen anderen, die von dieser Unrechtspraxis 
betroffen sind. 

s Jolli Jumper 
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Einsatz in Manhatten bei der Jenenser Polizei 


Am 22.Dezember räumten in Jena Ein- 
satzkräfte der Polizei ein Haus in der 
Huttenstraße. Nachdem ein Anwohner 
die Polizei von der Besetzung informiert 
hatte, wurden erst vier Streifenwagen 
und dann noch einmal drei weitere zur 
Huttenstr.3 entsandt. Die Polizisten 
räumten das Haus mit vorgehaltenen 
Dienstpistolen. Laut Aussagen des Jena- 
er  Polizeioberkommissar Matthias 
Födisch gegenüber der Zeitung “TLZ” 
geschah dies aus Gründen der Eigensi- 
cherung. “Die Waffe zu ziehen, ist noch 


keine Androhung, Eigensicherung ist 
zulässig und gestattet.” Die geräumten 
Besetzer äußerten gegenüber “TLZ”, 
daß die Polizisten mit entsicherten 
Schußwaffen auf Menschen gezielt hät- 
ten, die aus den Fenstern des Hauses 
Huttenstr.3 sahen. Dies wäre begleitet 
gewesen von Drohungen wie:”Wenn 
wir reinkommen, fällt der erste Schuß.” 
Jeder Polizeieinheit ihre per- 

sönliche Mainzer Straße. 
Daniel Düsentrieb 


a 
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Ein Leninscher Parteisoldat 
Leben und Werk des Stasi-Spitzels Wolfgang Wolf 


Von allen Spitzelenttarnungen der letz- 
ten zwei Jahre war Wolfgang Wolf, der 
IMB “Max”, für mich am niederschmet- 
terndsten. Ich konnte nie seine Auffas- 
sungen teilen, aber ich fand es doch 
wichtig und bedeutungsvoll, daß es ein 
fast 60-jähriger Kommunist zuletzt zur 
unabhängigen Friedensbewegung 
gestoßen war und hier seine politische 
Heimat suchte. Kennengelernt habe ich 
ihn während des Mobilen Friedenssemi- 
nars 1986 im kleinen Dörfchen 
Schwarz. Im Gefolge von heftigen Aus- 
einandersetzungen warfen sich dort 
zwei Parteien gegenseitig Arbeit für die 
Staatssicherheit vor. Die Geschichte hat 
nun ihr salomonisches Urteil gespro- 
chen. Sowohl Eppelmanns Vertraute, 
Barbara Kanafolski, “die Bunte”, als 
auch Wolfgang Wolf arbeiteten für die 
Stasi. In einem Bericht der Stasi heißt es 
zu jener Situation nüchtern: “Während 
eines gemeinsamen Einsatzes des IMB 
“Irene” und des IMB “Max” zu einem 
“Mobilen Friedensseminar” (1986) im 
Bezirk Neubrandenburg kam es auf- 
grund des unzureichend ausgestalteten 
Verbindungssystems zur Dekonspirati- 
on des IMB “Max” gegenüber dem IMB 
“Irene”.” Und mich ergreift Trauer, 
wenn sehe, daß der alte Mann, den ich 
damals in Schutz nahm vor Leuten, die 
schon das Wort “Marxist” für ein 
Schimpfwort hielten, zur gleichen Zeit 
einen Brief an einen Jürgen Krause in 
Neustrelitz schrieb, in dem er allerhand 


Neuigkeiten zum Besten gab, neue 
Treffs vereinbarte und dann schloß: “Im 
übrigen wünsche ich Dir und unseren 
Freunden alles Gute. Dein Max. Gruß 
auch von Mutter.” Mit Letzterem war 
natürlich nicht seine Mutter gemeint, 
sondern seine Frau, Helga Wolf, der 
IMB “Mutter”. 

Nein, es kann gar kein Zweifel 
daran bestehen, daß Wolfgang Wolf das 
Vertrauen seiner Freunde mißbraucht 
hat. Zwar ist ein Teil der IM-Akte ver- 
nichtet worden, aber 1174 Seiten sind 
erhalten geblieben. Daneben gibt es in 
den Operativen Vorgängen vieler Leute 
Treffberichte, Namenslisten von Semi- 
naren und sonstige detaillierte Angaben 
von Wolfgang Wolf. Zeitweise, 
während der Zionsaffäre im Jahre 1987 
oder während der Ossietzky-Affäre 
1988 ist aus erhaltenen Berichten zu 
ersehen, daß er manchmal täglich zu 
seinem Führungsoffizier Kontakt auf- 
nahm, um die neuesten Neuigkeiten den 
Genossen zu Gehör zu bringen. In der 
Arbeitsakte für 1986 sind 53 und für 
1987 55 Treffdaten dokumentiert. 

Und auch seine Frau, Helga, 
nahm an dieser Arbeit teil. Schon bei 
der Werbung von Wolfgang Wolf, 
1964, war sie Mitunterzeichnerin und 
wurde später sowohl von ihrem Mann 
als auch vom Führungsoffizier in die 
Spitzeltätigkeit in der Friedensbewe- 
gung einbezogen. Sie war bei den Tref- 
fen mit dem Führungsoffizier dabei, die 
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in der Wohnung oder im Garten statt- 
fanden, half Wolfgang Wolf bei der 
Ausarbeitung von Berichten und ging 
mit ihm zusammen zu Veranstaltungen. 
Als eigenständigen Beitrag vermerkt die 
Stasi allerdings nur mehrere Reisen 
nach Westberlin zur Beschaffung von 
notwendigen Material. Zu diesem 
Zweck bekam sie durch eine Panne 
gleich zwei Reisepässe. 

Besonders widerlich berührt 
es, wenn man aus Berichten anderer IM 
erfährt, welche stalinistischen Denkwei- 
sen Wolfgang Wolf unter dem Schutz 
der Friedensbewegung propagierte, 
obwohl er sich doch selbst als Antistali- 
nist verstand. Der “IM Katrin” (Karın 
Jäger) berichtet laut einer Zusammen- 
fassung der HA XX/9 über ein Gespräch 
mit Wolfgang Wolf am 10. Dezember 
1988, der ihr allerlei Mutmaßungen über 
Spitzel in der Szene mitteilte und sie 
dann belehrte, daß es eine Regel der 
konspirativen Arbeit sei, die auch für 
die Friedensbewegung gelte, daß eine 
Aktion lieber fallen zu lassen sei, als 
eigene Leute zu gefährden. Wenn es 
sich um bedeutende Aktionen handle, 
würden eigene Leute allerdings bedin- 
gungslos geopfert. 

Immerhin wird zuzugeben 
sein, daß dergleichen Auffassungen 
nicht nur auf dem Acker von Wolfgang 
Wolf wuchsen. Er fühlte sich hier mit 
einem gewissen Recht mit denen ver- 
bunden, die man hinter vorgehaltener 
Hand als “das Zentralkomitee der Frie- 
densbewegung” bezeichnete. Dieser 
kleine Kreis von Erlauchten glaubte in 
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der Tat, im Vollbesitz der ideologischen 
Wahrheit zu sein und die Freiheit zu 
haben, die weniger Bewußten als 
Schachfiguren benutzen zu können. 
Eines Tages werden auch einmal die 
weniger schönen Geschichten aus der 
Oppositionszeit erzählt werden müssen, 
beispielsweise die, wie Silvia Müller 
zuerst ein Parteiverfahren in der SED 
und dann eins in der Opposition bekam. 

Ich kenne nicht alle Berichte 
von Wolfgang Wolf, aber ich kann mir 
vorstellen, welche Widerlichkeiten an 
Denunziation noch enthüllt werden. 
Dennoch wird es wichtig sein, zu wis- 
sen, aus welchen Gründen Wolfgang 
Wolf alle diese schlimmen Dinge tat. 
Zugegeben, wer ihn genauer beurteilen 
will, kann ihn nicht selbst fragen. Er 
schweigt sich aus und zeigt gegenüber 
der untergegangenen Staatssicherheit 
eine Loyalität, die sie ihm nie erwiesen 
hat. Immerhin zeichnet ein Bericht einer 
Kontrollgruppe des MfS, der Auswer- 
tungs- und Kontrollgruppe (AKG) ein 
recht genaues Bild von seiner Persön- 
lichkeit. 

Die AKG bescheinigt “Max” 
einen “grundlegenden Widerspruch in 
der Persönlichkeit”. Auf der einen Seite 
engagiere er sich beruflich und politisch 
für die DDR, auf der anderen Seite sei er 
überheblich, starrsinnig und rechthabe- 
risch. Dies trete vor allem ein, wenn er 
den Eindruck habe, daß höhere Lei- 
tungsebenen nicht Recht hätten, bzw. 
versuchten, strittige Fragen administra- 
tiv zu lösen. In solchen Situationen sei 
Wolfgang Wolf nicht in der Lage, sich 
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anzupassen und könne die Folgen und 
die Tragweite seiner Reaktion weder 
absehen noch steuern. “Dabei”, heißt es 
weiter, “ist zu berücksichtigen, daß 
“Max” von den Begriffen “Partei” und 
“Marxismus” offensichtlich eigenwilli- 
ge Vorstellungen hat, die nicht mit den 
Beschlüssen unserer Parteiführung 
deckungsgleich sind.” Einige Seiten 
weiter heißt es dann, daß Wolfgang 
Wolf in seiner Tätigkeit als Inoffizieller 
Mitarbeiter einerseits die Bindung an 
die Partei und den Marxismus, wie er 
ihn versteht, andererseits Widerspruchs- 
geist, Überheblichkeit und Opposition 
ausleben konnte. 

Wolfgang Wolf ist Jahrgang 
1930. Schon 1946 wurde er Mitglied der 
FDJ und der SED. Nach dem Abitur im 
Jahre 1948 studierte er bis 1952 an der 
Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. 
Im Juni 1952, kurz vor Studienab- 
schluß, beantragte Wolfgang Wolf, laut 
eigener Darstellung “als Reaktion auf 
kaderpolitischer Intrigen an der Fakul- 
tät... die Exmatrikulation und trat 
gleichzeitig aus der Partei aus”. Ansch- 
ließend arbeitete er jeweils einige 
Monate als Bauhilfsarbeiter, Lehrhauer 
in der Steinkohle, Sachbearbeiter und 
Transportarbeiter. Im Jahre 1954 wurde 
er im Gefolge eines Agitationseinsatzes 
für 3 1/2 Wochen in Westberlin inhaf- 
tiert. 1955 stellte Wolfgang Wolf einen 
Antrag auf Wiederaufnahme in die SED 
und wurde Volkspolizist. In die SED 
wurde er 1960 wieder aufgenommen. 
Nach einigen Jahren Streifendienst 
wurde er 1961 zur Kriminalpolizei 
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übernommen. Währenddessen erwirbt 
er in einem externen Examen an der 
Humboldt-Universität den Abschluß als 
Diplomwirtschaftler. 1962 kündigte 
Wolfgang Wolf dann bei der Kriminal- 
polizei, weil die Vorgesetzten, ihr Ver- 
sprechen nicht einhielten, ihn im 
Bereich der Wirtschaftskriminalität ein- 
zusetzen. Von April 1962 bis Mai 1965 
arbeitete er als wissenschaftlicher Assi- 
stent am Institut für Marxismus-Leni- 
nismus der Humboldt-Universität. 

Seit 1962 gab es die ersten 
Kontakte mit der Staatssicherheit. Wolf- 
gang Wolf wird als “gesellschaftlicher 
Mitarbeiter” geführt. 1964 verpflichtete 
er sich zusammen mit seiner Frau. 
Helga Wolf, als Inoffizieller Mitarbeiter 
“Peter” für die Hauptabteilung Auf- 
klärung zu arbeiten. 1965 gab Wolfgang 
Wolf auf Veranlassung des MfS seine 
Tätigkeit in der Humboldt-Universität 
auf und begann als Sachgebietsleiter in 
der Abteilung Journalistenreisen des 
Reisebüros der DDR. Bereits im März 
1966 beantragt er aber bei den Mitarbei- 
tern der HVA die Entbindung von sei- 
ner Aufgabe, da er starke Differenzen 
mit seinem Abteilungsleiter, einem 
Oibe der HVA hat. 

Ab 1966 arbeitete Wolfgang 
Wolf dann im Außenhandel, und zwar 
als Länderreferent, stellvertretender 
Abteilungsleiter, Planungsleiter und 
schließlich wissenschaftlicher Mitarbei- 
ter beim stellvertretenden Generaldirek- 
tor. 1975 gab es wieder einen kleinen 
Karriereknick: “Meinungsverschieden- 
heiten mit Betriebs- und Parteileitung zu 
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Wolfgang Wolf ım Jahre 1988 über Manfred Stolpe: 
"Stolpe versucht, mit dem Teufel mit dem langen Löffel zu essen. Er wird sehen, daß der 
Teufel den längeren Löffel hat." 


Prinzipien ehrlicher Planung und 
Abrechnung”. Er arbeitete dann als Aus- 
bildungsleiter bei REWATEX und als 
Direktor der Betriebsakademie der Ört- 
lichen Versorgungswirtschaft. Im 
Gefolge von heftigen Auseinanderset- 
, zungen mit einem Stadtrat begann 
Wolfgang Wolf dann 1977 als Müllfah- 
rer bei der Berliner Stadtreinigung. 1982 
sehen wir ihn schon als Produktionslei- 
ter des Fuhrhofes. Von dieser Funktion 
wird er, wie selbst die Stasibiographen 
zugeben, 1984 auf Grund einer Intrige 
abgelöst und aus der SED ausgeschlos- 
sen. Angebote, gegen entsprechende 
Demütigung den Parteiausschluß in eine 
strenge Rüge zu verwandeln, nutzte 
Wolfgang Wolf nicht. Nach Abschluß 
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des Parteiverfahrens machte er am 18. 
April 1984 einen Selbstmordversuch, 
den er in einem Abschiedsbrief mit dem 
Parteiausschluß begründete. 

Die IM-Akte “Peter” wurde 
1969 geschlossen, die IM-Tätigkeit ist 
aber nie offiziell beendet worden. Aller- 
dings weiß auch die AKG nicht so recht, 
was er in der Zeit von 1970 bis 1979 
getrieben hat. Die Unterlagen darüber 
sind entweder nie angefertigt oder ver- 
schlampt worden oder diesem Bereich 
der Stasi nicht zugänglich gewesen. 
1979 wurde er als IMS “Akademiker” 
von der HA XX/4 geworben und diente 
zum Aushorchen von Veranstaltungen 
der Evangelischen Akademie. Ab Okto- 
ber/November 1984 wurde er bei Ver- 
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anstaltungen der Samaritergemeinde 
und der Friedensdekade eingesetzt und 
ab Januar 1985 im Friedenskreis Pan- 
kow, wo er bereits ab März 1985 aus 
dem Leitungskreis und über die ver- 
schiedenen Arbeits- und Untergruppen 
berichten konnte. 1985 wechselt Wolf- 
gang Wolf auch den Decknamen, er 
heißt jetzt “Max”. Ab 1986 war Wolf- 
gang Wolf Mitglied des Friedenskreises 
Friedrichsfelde, Mitbegründer der 
Gruppe Gegenstimmen und Mitarbeiter 
zahlreicher anderer Gruppen und Unter- 
gruppen. 

In dem neuen Führungsoffi- 
zier, den er seit Januar 1985 hatte, 
Hauptmannn Kappis, fand er offenbar 
ein passendes Pendant. Kappis hatte mit 
seinen Vorgesetzten im MfS ähnliche 
Probleme wie Wolf mit seinen bisheri- 
gen im zivilen beruflichen Leben. Er 
hatte, schon aus operativen Gründen, 
volles Verständnis für den theoretischen 
Ehrgeiz seines IM und ließ ihn nach 
Herzenslust Vorträge, Aufsätze und 
Thesen nach eigenem Gustos ausarbei- 
ten. Eine solche Tätigkeit wäre beim 
MfS normalerweise streng reglemen- 
tiert worden, wurde hier aber oft nicht 
einmal registriert, bemängelt die AKG. 
Eben dadurch, daß er an der langen 
Leine laufen konnte und deutlich mehr 
eigenes Profil zeigte als andere IM, und 
an sämtlichen für ihn erreichbaren 
Arbeitsgruppen teilnahm, erwarb er sich 
Vertrauen und wurde für das MfS bald 
zu einer unersetzlichen Informations- 
quelle. 


Die Auswertungs- und Kon- 
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trollgruppe, die, nach dem Tod von 
Kappis, das Vermächtnis dieser frucht- 
baren Zusammenarbeit zu beurteilen 
hat, ist schier am Verzweifeln. Der IM 
hat nach groben Schätzungen für seine 
operative Arbeit monatlich 150 bis 200 
Stunden aufgewandt. Das stünde in kei- 
nem Verhältnis zu jährlichen Zuwen- 
dungen in Höhe von 2000 bis 2500 
Mark und gelegentlicher Unterstützung 
bei der Vermittlung eines Kur- oder 
Hotelplatzes. Dazu komme noch, daß 
der IM 1988 aus wirklich im Westen 
ererbten Geld einen Computer ange- 
schafft hat, um am Datenaustausch mit 
dem Computer der Umwelt-Bibliothek 
teilhaben zu können. Der IM neigt 
offenbar zum Idealismus, aber eine sol- 
che Verhaltensweise ist im MfS einfach 
nicht vorgesehen oder zumindest ver- 
dächtig. “Unter diesem Gesichtspunkt 
kann auch von einer gewissen materiel- 
len Opferbereitschaft von “Max” 
gesprochen werden. Die spezifischen 
Beweggründe dafür sind nicht erkenn- 
bar.” Hinzu kommt eine nahtlose 
Anpassung an seine Spitzelaufgabe, die 
der AKG auch schon wieder verdächtig 
erscheint: 

“Soweit aus den durchgeführ- 
ten Konsultationen und dem Aktenstu- 
dium zu entnehmen, hat sich “Max” mit 
seiner Persönlichkeit und seiner 
Lebenssphäre der gestellten politisch- 
operativen Aufgabe unterordnet und 
vollständig in die zu bearbeitenden Per- 
sonenkreise integriert. Soweit durch 
Konsultationen feststellbar, hat “Max” 
im Laufe der letzten Jahre auch sein 
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äußeres Erscheinungsbild auf die poli- 
tisch-operative Arbeit in den Uhnter- 
grundkreisen ausgerichtet. Das äußere 
Erscheinungsbild ist durch solche Merk- 
male wie entwickelter Vollbart, Glatze, 
Kopfhaar als Zöpfchen zusammenge- 
bunden, und die Benutzung eines Fahr- 
rades gekennzeichnet. Die äußere Woh- 
nungstür ist vollkommen mit Sprüchen 
und diversen Aufklebern versehen. 
Diese Erscheinung ist in Berlin verein- 
zelt bei Jungerwachsenen feststellbar. 
“Max” ist jedoch 59 Jahre!” 

Was für ein Mensch ist dieser 
“Max”? Wem gegenüber hat er mehr 
Loyalität gezeigt? Den Geburtstag feier- 
te er mit Oppositionellen, Sylvester mit 
Stasileuten. Vermutlich begegneten sich 
die unterschiedlichen Besucher von 
Wolfgang Wolf gelegentlich im Haus- 
flur. Die AKG konstatiert, daß “Max” 
seine inoffizielle Tätigkeit als primäre 
Aufgabe seines Lebens wertet. Soweit 
erkennbar, hat “Max” seinen Lebensin- 
halt und seine Lebensformen auf diese 
primäre Tatsache ausgerichtet.” Beson- 
deren Zweifel haben die MfS-Genossen 
bei der ellenlangen Liste seiner Vorträ- 
ge und Traktate. Einen Großteil davon 
schätzen sie schlicht als “staatsfeind- 
lich” ein. “Max” ist ihnen unheimlich, 
sie brauchen ihn aber. Deshalb gehen sie 
auf seine Marotten ein. Dem oft 
geäußerten Wunsch von Wolfgang Wolf 
folgend und in Würdigung der von ihm 
gelieferten umfangreichen und bedeut- 
samen Informationen, wurde ihm am 8. 
Dezember 1988 in einer kleinen festli- 
chen Runde von Oberstleutnant Bronder 
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und Oberleutnant Tiedtcke die Kandida- 
tenkarte der SED überreicht. “Einem 
solchen Treffen angemessen, wurden 
“Max” die politischen und operativen 
Erwartungen des MfS in allgemeiner 
Form bekräftigt.” 

Und Wolfgang Wolf arbeitet 
weiter für die Staatssicherheit. Er betei- 
ligt sich an der Gründung der Vereinig- 
ten Linken und wurde plötzlich zu einer 
großen Hoffnung des abgelebten Regi- 
mes: “Der IMB “Max” wird am 2.10.89 
entsprechend der ihm vorgegebenen 
Verhaltenslinien auftreten und versu- 
chen, bei einer Vernetzung bzw. der 
Vorbereitung der Konferenz und sich 
aus ihr ergebender Strukturen eine 
Schlüsselposition zu finden, von der er 
aus steuern und im Sinne der angedach- 
ten Konzeption wirksam werden kann.” 
Erst irgendwann im November 1989 
beendet “Max” seine Tätigkeit. Unter 
kindischem Vorwand, aber mit viel 
Rumor, tritt er aus der Vereinigten Lin- 
ken aus. 

Wolfgang Wolf hat uns verra- 
ten, bewußt und über viele Jahre. Trotz- 
dem kann ich ihn nicht im gleichen 
Licht betrachten wie die üblichen Drei- 
groschenjungs, die uns für kleine Privi- 
legien und Geldzuwendungen bespitzel- 
ten. Er hat immer gesagt, daß er eine 
Veränderung der gesellschaftlichen 
Verhältnisse in der DDR nur über eine 
Reform der SED für möglich hielte, in 
der eben das gesamte intellektuelle 
Potential des Landes sei. Die Staatssi- 
cherheit, sagt er heute, war für ihn nur 
ein Organ dieser Partei. Und vermutlich 
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hat er, wie einige andere Spitzel, 
geglaubt durch seine Berichte über die 
Realitäten im Lande und neue Den- 
kansätze bei der Opposition der Partei- 
spitze Anstöße für ein Umdenken zu 
geben. Sein Führungsoffizier, Haupt- 
mann Kappis, hielt diesen grandiosen 
Irrtum wahrscheinlich für “operativ 
nützlich” und versprach Wolfgang Wolf 
seine zahlreichen theoretischen Arbeiten 
an “die entsprechenden Stellen weiter- 
zuleiten”. In Wahrheit faulten die Elabo- 
rate in Kappis Panzerschrank vor sich 
hin und die Informationen über den poli- 
tischen Untergrund wurden nur im 
instrumentativen Sinn verwendet: um 
Erkenntnisse zu gewinnen, wie sich die 
Opposition zersetzen, spalten und liqui- 
dieren ließ. Heute sagt Wolfgang Wolf, 
er habe einfach nicht geahnt, in welchem 
Grade diese Partei innerlich verfault 
gewesen sei. 

Kein Zweifel, Wolfgang Wolf 
hat sich sein ganzes Leben hindurch mit 
dieser “Partei der Arbeiterklasse” so 
identifiziert, wie wir das nur von den 
Berichten über Lenins Genossen ken- 
nen, die sich in den Schauprozessen der 
dreißiger Jahre im Namen der Lenin- 
schen Prinzipien und der Parteidisziplin 
sogar selbst zum Tode verurteilten. 
Auch diese Kommunisten glaubten, 
ohne die Partei nichts zu sein. Auch für 
sie war alles, was der Partei nützte, rich- 
tig, alles, was ihr schadete, falsch, Indi- 
viduum, Moral und Schuld war eine 
kleinbürgerliche Schimäre. Im Namen 
des internationalen Kommunismus und 
des Wohls der Menschheit zersetzten sie 
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Parteien, erschossen sie ganze soziale 
Schichten und Völkerstämme, zerstörten 
sie selbst die spanische Revolution. 
Wolfgang Wolf verriet immerhin nur 
seine Freunde. Jetzt, nach dem Ende des 
Wahns, dem Zerfall des stalinistischen 
Parteien, ist die Selbsttäuschung endgül- 
tig zu Ende, für Wolfgang Wolf und 
viele andere. Geblieben ist die nicht 
mehr übertragbare ganz persönliche 
Schuld und die täglichen verzweifelten 
Versuche, sich zu betäuben oder heraus- 
zulügen. r.l. 
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Vernehmergespräche I 


“Es gab nie den Gedanken 
eines Gesprächs mit der Opposition!” 


Wer öfters mit der Staatssicherheit zu 
tun hatte, wird sich mit besonders 
gemischten Gefühlen an die Begegnun- 
gen mit den Vernehmern erinnern. In oft 
monatelangen Gesprächen bei sonstiger 
Isolierung entsteht unleugbar eine sehr 
ambivalente persönliche Beziehung. 
Auch ich habe noch die letzte Äußerung 
“meines” Vernehmers in Erinnerung: 
“Wir sehen uns wieder!” Und in meinen 
Alpträumen sehe ich dieses Gesicht 
nach einer Verhaftung im Gefolge der 
kommenden nationalen Revolution und 
höre die höhnischen Worte: “Ich sagte 
Ihnen doch, daß wir uns wiedersehen!” 

Insofern war es für mich ein 
besonders merkwürdiges Erlebnis, als 
sich drei Tage nach der Eröffnung des 
Matthias-Domaschk-Archivs in der 
Umwelt-Bibliothek ein ehemaliger Ver- 
nehmer der Staatssicherheit zum 
Gespräch anbot. Der Vernehmer, Joa- 
chim Groth, wollte über seine Vergan- 
genheit sprechen und wir kamen übe- 
rein, eine Reihe von Gesprächsrunden 
mit seinen früheren Opfern zu führen. 
Als erstes vereinbarten wir eine Unter- 
haltung mit Jutta Braband, Thomas 
Klein und Stefan Fechner, gegen die die 
Staatssicherheit im Jahre 1979 vorging. 

Aber zunächst zur Person des 
Vernehmers: Joachim Groth ist Jahr- 
gang 1950. 1970 wurde er nach dem 
Abitur von der Staatssicherheit ange- 
worben. Er habe damals wegen der 
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Möglichkeit eines verkürzten Wehr- 
dienstes, aber auch aus Abenteuerlust 
zugesagt. Nach einem Jurastudium an 
der Humboldt-Universität Berlin 
begann er in der Hauptabteilung IX/2 
der Stasizentrale (Untersuchung) als 
Vernehmer zu arbeiten. Diese Arbeit hat 
er offenbar als interessant und wichtig 
empfunden. Er vernahm unter anderem 
prominente Regimegegner wie Rupert 
Schröter, Rudolph Bahro, Jutta Bra- 
band, Jürgen Fuchs, Lothar Rochau und 
Bärbel Bohley. Zunächst war Groth 
Untersuchungsführer, dann Referatslei- 
ter, sein letzter Dienstrang war Major. 
1985 trat er aus Anlaß des Verfahrens 
gegen Bärbel Bohley, Ulrike Poppe und 
Irena Kukutz aus dem Staatssicherheit- 
dienst und der SED aus. Als Begrün- 
dung führt er neben moralischen Skru- 
peln auch den Dilettantismus der Vorge- 
setzten und der politischen Führung an, 
den er nicht länger habe ausbaden wol- 
len. Er habe die Positionen der von ihm 
vernommenen Oppositionellen zuneh- 
mend als gerechtfertigt und seine eigene 
Vernehmerrolle als unmöglich empfun- 
den. Nach eigenen Angaben wurde er 
1988 mit der Scheinbegründung, er sei 
Rechtsberater der Umwelt-Bibliothek 
gewesen, verhaftet und wurde dann 
wegen bei der Hausdurchsuchung auf- 
gefundener Manuskripte nach Para- 
graph 219* in Hohenschönhausen ın U- 
Haft gehalten. Schließlich wurde er 
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dann doch unverrichteter Dinge entlas- 
sen und verbrachte die letzten Jahre der 
DDR in wechselnden Jobs, z.B. als 
Reklamationsbearbeiter bei 
Radio. 


Stern- 


Joachim Groth ist 41 Jahre alt, 
von mittlerer, sportlicher Statur. Er trägt 
seine schwarzen Haare vermutlich 
etwas länger als zu seiner Vernehmer- 
zeit. Merkwürdig berührte mich, daß er 
das Haar, ähnlich wie der IM Max, am 
Hinterkopf zu einem kleinen Zopf 
gebunden trägt. Neu scheint auch ein 
halblanger Bart, über den er im 
Gespräch zu streichen pflegt. Groth 
bemüht sich, kühl und überlegt zu spre- 
chen, was aber gekünstelt wirkt. Er will 
eine Überlegenheit und innere Sicher- 
heit zu vermitteln, die ihm sichtlich 
fehlt. Aus der Vernehmerzeit und die 
Rücksicht auf Tonbandmitschnitte 
scheint auch sein Hang zu Gesten zu 
sein, die sich jeweils auf Dinge bezie- 
hen, die nicht in den 
offiziellen Gesprächs- 
text gehören: Vom 
Gesprächsziel weg- 
führen, angeblich 
keine Bedeutung 
haben oder nicht in 
diesen Zusammen- 
hang gehören, aber 
auch Fragen betref- 
fen, die von ihm nur 
gestisch beantwortet 
werden. 

ci 
nimmt sich für Ant- 
worten stets Zeit und 
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läßt sich nur sehr ungern unterbrechen. 
Dafür fällt er den Gegenübern perma- 
nent ins Wort, um ihnen zu versichern, 


(daß er weiß, was sie fragen wollen. 


Auch sonst bemüht er sich nach Mög- 
lichkeiten, den Eindruck zu vermitteln, 
daß er alles über seine Gesprächspartner 
weiß. Es könnte ihm darum gehen, sei- 
nerseits Dinge auszusprechen, weil er 
befürchtet, daß sie von anderen und 
anders formuliert thematisiert werden. 
Es scheint manchmal, als würde er am 
liebsten selbst die Fragen an sich formu- 
lieren. Er betont besonders, daß er zu 
seinen Opfern durchaus eine persönli- 
che Beziehung entwickelt hätte, deret- 
wegen er oft in Versuchung war, sich 
illoyal zu seinen Vorgesetzten zu ver- 
halten. Als Motiv für seine Gesprächs- 
willigkeit nennt er selbst Aufarbeitung: 
“Mir sehen diejenigen, denen ich als 
Administrator gegenübergesessen 


haben, tief in die Augen und fragen: 


Jutta Braband 
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Was will er denn nun? Ich bin ausge- 
stiegen, aus einem anderen Anlaß, aber 
nicht zuletzt war dieser Vorgang (das 
Verfahren gegen Thomas Klein und 
Jutta Braband. Die Red.) der Anstoß, 
um zu sagen: Nee! Du kannst nicht 
mehr, es geht nicht mehr! Ich glaube, 
daß die persönliche Konfrontation mit 
den Menschen, die man einmal von 
Amts wegen gepeinigt hat, sehr wichtig 
ist. Sonst komme ich auch nicht mehr 
raus aus dem Schlamassel.” Es geht 
Groth um seine ganz persönliche 
Schuld. Deshalb ist er nur selten 
geneigt, über andere und beispielsweise 
auch über Inoffizielle Mitarbeiter zu 
reden. 

Weil ich selbst in dieser Zeit- 
schrift den Verdacht ausgesprochen 


Thomas Klein 
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habe, Jutta Braband könne auch noch 
während des von uns hier behandelten 
Verfahrens von 1979 Spitzel gewesen 
sein (“telegraph” Nr.9/91, S.21), halte 
ich es für vordringlich, zunächst auf die- 
ses Thema einzugehen. Um den Sach- 
stand noch einmal zu erinnern: Jutta 
Braband war von 1969 bis 1975 
während ihrer Studienzeit IM für die 
Abteilung XVII (Wirtschaft). Sie sei 
über einen Mitarbeiter ihres damaligen 
Betriebs befragt worden, der ihr 
gegenüber als Spion bezeichnet wurde. 
Sie habe dazu, ihrer Erinnerung nach, 
auch Berichte geschrieben. Danach gab 
es zwar noch eine Reihe von Kontakten, 
in letzter Zeit von ihr immer widerwilli- 
ger zur Kenntnis genommen, es sei von 
ihr aber kein Auftrag mehr bewußt ent- 
gegengenommen worden. Dann, 1975, 
lehnte sie weitere Kontakte ab. 

Groth sagte dazu in unserem 
Gespräch: “Ich habe keine Kenntnisse 
darüber. Ich kenne keine Akten, die ihre 
IM-Tätigkeit belegen würden. Sie hat 
mir gegenüber einen Kontakt in der Stu- 
dienzeit erwähnt. Das hat sich in diesem 
Verfahren aber in keiner Weise nieder- 
geschlagen. Ich habe keine Informatio- 
nen darüber, daß sie IM war. Mir wären 
die IM-Akte wahrscheinlich auf den 
Tisch gekommen. Ich war damals schon 
Referatsleiter und verfügte über alle 
Informationen. Es hätte keinen Sinn 
ergeben, mir eine solche Information 
vorzuenthalten, in einer Situation, in der 
ich sie noch knacken mußte.” 

Besonders interessant sind 
natürlich einige grundsätzliche Erläute- 
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rungen Groths zum Verhältnis von 
Regime und Opposition in der DDR: 
Kein Mensch in der politischen Führung 
der DDR, meint er, sei jemals auf den 
Gedanken gekommen, mit der Oppositi- 
on in eine Diskussion zu treten. Die 
Opposition war per Definition der 
Feind, geheimdienstlich gesteuert und 
mußte bekämpft werden. Besonderen 
Haß entwickelte Staatssicherheitsmini- 
ster Mielke auf die linke Opposition, die 
im Unterschied zur rechten nicht steuer- 
bar war. Er habe beispielsweise, meint 
Groth, authentisch erfahren, daß der 
Überfall von Nazi-Skins auf ein Kon- 
zert in der Ostberliner Zionskirche im 
Oktober 1987 von der Staatssicherheit 
gesteuert worden sei. Dieser Haß gegen 
Linke sei auch in Zusammenhang mit 
Mielkes Rolle während des Spanischen 
Bürgerkriegs zu sehen. Aufgabe der 
Staatssicherheit sei es gewesen, die offi- 
ziell definierte geheimdienstlichen 
Steuerung der Opposition mit allen Mit- 
teln nachzuweisen. Soweit sich die 
Opposition nicht Konspirativ verhielt, 
geschah es nach dieser Logik nur, um 
ihren Konspirativen Charakter zu ver- 
bergen. 

Groth stellt als den Hauptmo- 
tor der Kriminalisierung die Abteilung 
XX dar. Diese Leute seien von hysteri- 
schem Haß und einer unerschöpflichen 
Sammelwut besessen gewesen und tra- 
ten permanent mit unzureichendem 
Material an die Untersuchungsabteilung 
heran, um ihre OV-%-s zu “liquidieren”. 
In der Abteilung IX habe es, so Groth, 
demgegenüber das Ethos gegeben, daß 
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saubere Untersuchungen im Sinne der 
Staatssicherheit und des Rechtssystems 
geführt werden. 

Ausgangspunkt des Vorge- 
hens gegen Klein und Braband und 
Fechner war für die HA XX/2 der 
Staatssicherheit die Liquidierung der im 
Prozeß gegen Rupert Schröter und 
Genossen noch nicht erledigten Fälle. 
Der politische Zirkel um Rupert Schrö- 
ter hatte 1976 ın Briefen an die Kir- 
chenleitungen und Honecker gegen 
einen Artikel des “Neuen Deutschland” 


protestiert, in dem die Selbstverbren- . 


nung des Pfarrers Brüsewitz verhöhnt 
wurde. Daraufhin wurden Rupert Schrö- 
ter und Rudi Molt der Prozeß gemacht 
und sie nach mehr oder weniger langer 
Haftzeit in den Westen abgeschoben. 
Ein anderer Mitgefangener, Reinhardt 
Langenau, konnte nicht verurteilt wer- 
den, wurde zwangspsychiatrisiert und 
beging zehn Jahren später Selbstmord. 
Nach der Abschiebung von Fuchs und 
der Aburteilung von Bahro sollten nun 
auch die Reste des politischen Unter- 
grunds zersetzt und zerschlagen werden. 
Die Leute um Klein waren insbesonde- 
re wegen ihren Beziehungen nach 
Polen, zum Westberliner Sozialistischen 
Osteuropakomitee und wegen ihres Ein- 
flusses auf Diskussionszirkel in der 
Akademie der Wissenschaften negativ 
aufgefallen. Anlaß war eine Uhnter- 
schriftensammlung gegen den Aus- 
schluß von prominenten Literaten aus 
dem DDR-Schriftstellerverband und die 
mit 100 Unterschriften in Kreisen von 
Arbeitern und Studenten neue Art von 
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Öffentlichkeit dieser Aktion. Insbeson- 
dere war es der Leiter der Hauptabtei- 
lung XX, Kienbaum, der seine persönli- 
chen Beziehungen zum Leiter der HA 
IX, Pfister nutzte, um darum zu bitten, 
“endlich diese Operativen Vorgänge zu 


MB Stefan Fechner 
7 


lıquidieren”. Allerdings war das bis 
dahin vorliegende Material juristisch 
nicht relevant. Neben vollständig wert- 
losen persönlichem Klatsch lag Materi- 
al vor, das nur durch Preisgabe von 
Inoffiziellen Mitarbeitern justitiabel 
gewesen wäre. 

Um endlich juristisch verwert- 
bares Material zu erhalten, wurde von 
der HA XX/2 der Inoffizielle Mitarbei- 
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ter “Carlos” eingesetzt. “Carlos”, eine 
Chilene, war in Westberlin Student und 
wurde 1976 von der Staatssicherheit 
angeworben. Er war bereits in einer 
Reihe von Fällen eingesetzt worden 
“und hat einen Haufen Geld” verdient. 


“Carlos” wurde ausschließlich in West- 
mark bezahlt. Er wurde jetzt beauftragt, 
mit Klein, Fechner und Braband in Ver- 
bindung zu treten und sich durch Erledi- 
gung von Kurierverbindungen zum 
Westberliner Osteuropakomitee Ver- 
trauen zu erwerben. Nach Angaben von 
Groth spielte “Carlos” später noch ein- 
mal ın einem bis jetzt unbekannten Fall 
Thomas Linde eine Rolle, indem er sich 
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mit einem für westliche Medien 
bestimmten Brief an der Grenze von 
den DDR-Zöllnern “erwischen” ließ. 

Es ging der Staatssicherheit 
darum, die Gruppe um Klein “auf fri- 
scher Tat” zu ertappen, ohne den Inoffi- 
ziellen Mitarbeiter zu demaskieren. 
Daher wurde in der Abteilung XX/2 ein 
Paket mit “staatsfeindlicher” Literatur 
gepackt. Es wurde fingiert, daß die 
Übergabe in der Wohnung von Jutta 
Braband wegen einer kurzen Abwesen- 
heit von Frau Braband nicht geklappt 
hat. “Carlos” hinterließ im Briefkasten 
von Jutta Braband einen Schlüssel und 
die Nachricht, er habe ein Paket in 
einem Schließfach im Ostbahnhof hin- 
terlassen. Und Jutta Braband fuhr in den 
Abendstunden des 6. September zum 
Ostbahnhof und holte das Paket aus 
dem Schließfach. Plangemäß kam eine 
Streife der Transportpolizei, kontrollier- 
te den Inhalt des Pakets und nahm Jutta 
Braband fest. Am nächsten Tag wurden 
dann auch Stefan Fechner und Thomas 
Klein festgenommen und in den Stütz- 
punkt der HA IX/2 in die Magdalenen- 
straße 14a gebracht. Nach längeren Ver- 
nehmungen wurden Thomas Klein und 
Jutta Braband verhaftet. 

Stefan Fechner wurde dage- 
gen entlassen. Dies sei, meint Groth, 
durchaus auch als ein Mittel anzusehen, 
die verbliebene Gruppe mit Mißtrauen 
zu zersetzen. Der eigentliche Grund der 
Nichtverhaftung von Stefan Fechner, 
meint Groth, sei allerdings ein anderer. 
Fechner war in den Augen der Staatssi- 
cherheit durchaus “reif”. Er kam seit 
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Jahren in jedem operativen Vorgang 


vor, war aber trotzdem “nicht haftfähig"" 


wegen seines Vaters, der irgendwelche 
persönlichen Beziehungen zu Staatssi- 
cherheitsminister Mielke hatte. 

Christa Wolf bat vergeblich 
bei Honecker um die Entlassung von 
Thomas Klein und Jutta Braband. 
Honecker lehnte ab und begründete dies 
damit, die beiden seien keine Schrift- 
steller. 

Das Verfahren wurde nach 
Paragraph 100** eröffnet. Das hat aber 
nach Groths Meinung nicht die emste 
Bedeutung, die damals von Oppositio- 
nellen in einem solchen Paragraphen 
immer gesehen haben. Der Paragraph 
100 sei zwar ein guter Verhaftungs- 
grund und eine wirkungsvolle psycholo- 
gische Drohung gewesen, aber das Ver- 
fahren konnte ohne Schwierigkeit nach 
anderen Paragraphen weitergeführt wer- 
den. 

Mielke, so Groth, wußte alles, 
was in der HA IX/2 zur Bearbeitung 
stand. Die Berichte zu gravierenden 
Fälle wurden von den Untersuchungs- 
führern zur wöchentlichen Politbürosit- 
zung am Dienstag geschickt. Von dort 
kamen sie von Mielke abgezeichnet und 
kommentiert zurück. Es gab aber auch 
eine Reihe von Fällen, die von 
Honecker selbst kommentiert und abge- 
zeichnet wurden. Das schließt nicht aus, 
daß die Verantwortung der Untersu- 
chung bei den Untersuchungsführern 
lag und beispielsweise der Abschlußbe- 
richt vom Untersuchungsführer abge- 
zeichnet wurde, sodaß scheinbar die 
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Aktensekhen: >14 S 127/80 dm 


211 - 14 - 80 Eortin, an 


gegan 1. Dr. Thomas, nalter X ei ein 

geb.er: 14.04.1948 in Berlin 

wohnh.: 1100 5erlin, Hallımästraße 53 

- 3ürger der DDR - 

in U-Haft seit den: 07.09.1979 

2. Jutta Breband 

geb. em: 13.03.1949 in Barth 

wonnh.: 1080 Berlin, Planck-Straße 20 
wegen - 3ürgerin der DDR - 

in U-Haft seit dem: 06.09.1979 


ungssetzlicher Verbindıngsaufneimss 
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ols tsa mal ° el o o 
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als Verteidiger 


ols gesellschoftiicher Anklöger,, gesallschoftiicher Vertaidiger 


JA Buchow 
okellführer 


für Recht erkannt. 
1e Der Angeklagte Dr. Klein wird wegen esetzlicher Ver- 
bindungsaufnahme - Vergehen strafbar gemäß % 219 Abs. 1 StGB - 


1.4.P.v. 19.12.1974 zu einer 
Freiheitsatreft ee 


von 1 - einen - Jaaır und 3 - drei - Monaten verurteilt. 
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letzte Verantwortung nicht bei der SED- 
Führung und nicht einmal beim direkten 
Vorgesetzten lag. Groth kennt nur einen 
einzigen Fall, den Fall Bahro, in dem 
Honecker persönlich einen Prozeßvor- 
schlag Groths korrigiert hat, indem er 
mit seinem grünen Filzstift die vorge- 
schlagene Haftzeit, 9 Jahre durchstrich 
und “mindestens zehn Jahre” darüber- 
schrieb. Auffälligerweise blieb aber in 
diesem Fall das Gericht hinter der For- 
derung Honeckers zurück und gab 
Bahro nur 8 Jahre Haft. In einem sol- 
chen Prozeßvorschlag wurde nicht nur 
die Art des Verfahrens und die Haftzeit, 
sondern auch der Richter festgelegt. 

Es gab, so Groth weiter, eine 
Weisung Mielkes, daß der Prozeß, um 
öffentliche Aufmerksamkeit zu vermei- 
den, im Stadtgericht Lichtenberg durch- 
geführt wird. Im Falle Thomas Klein, 
der als Rädelsführer und Hauptanstifter 
galt, wurden ein Jahr und sechs Monate 
vorgeschlagen, im Falle Jutta Brabands 
sollte die Untersuchungshaft abgedeckt 
werden. Daher lautete der Vorschlag 
zehn Monate. Der Prozeß wurde von 
einem noch unerprobten Richter, Bordt- 
feld, geführt. Aufgrund von Paragraph 
219 wurde Jutta Braband zu neun 
Monaten, Thomas Klein zu einem Jahr, 
zwei Monaten Haft verurteilt. 

Interessant ist Groths Antwort 
auf Jutta Brabands Frage, ob sie in 
ihrem Aussageverhalten etwas hätte 
anders und besser machen können. Das 
beste im Sinne der Angeklagten, meint 
Groth, wäre es damals gewesen, wenn 
sie gar nichts gesagt hätten. Denn dann 
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hätte die HA XX ihre Belege anführen 
müssen. Es wären die Beweismittel 
deutlicher geprüft worden und bei- 
spielsweise die persönliche Zeichnung 
der übergebenen Bücher durch den Lei- 
ter der Abt. XX/2 aufgefallen. Als von 
uns als Beispiel Jürgen Fuchs genannt 
wird, zeigt sich übrigens, daß Groth 
einen alten Groll gegen Fuchs hat. 
Einerseits konzidiert Groth: “Ich wurde 
gegen ihn als letztes Mittel eingesetzt, 
nachdem drei Vernehmer vor mir 
gescheitert waren. Fuchs hat von Januar 
bis Mai nicht einen einzigen Ton mit 
gegenüber gesagt.” 

Dann entrüstet sich Groth: 
“Fuchs erzählt einen ganzen Haufen 
Scheiße! Was auf seiner Zelle gelaufen 
ist, weiß ıch nicht gendu, aber, was er 
sich in Bezug auf mich einbildet, stimmt 
nicht ganz. Er hat recht mit dem ZI, dem 
Zelleninformanten. Das war ein Schleu- 
ser, der 14 Jahre bekommen hat und 
sich sofort überwerben ließ. Aber Fuchs 
Darstellungen in Bezug auf mich sind 
paranoiische Vorstellungen. Beispiels- 
weise, wenn er behauptet, daß ich in 
brenzligen Situationen mit einer Klingel 
selbst das Telefon betätigt hätte. Das 
stimmt nun wirklich nicht, das hatte ich 
nicht, das waren echte Anrufe!” 

Soweit historische Anmer- 
kungen zum Prozeß gegen Jutta Bra- 
band und Thomas Klein aus der Kennt- 
nis eines Vernehmers. Auch ansonsten 
gab es im Gespräch eine Reihe von 
interessanten Punkten, die hier nur 
schwer gebündelt mitzuteilen sind. 
Immerhin zum Schluß noch eine 
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Bemerkung Groths zum Fall Sascha 
Anderson: 

Er habe 1982 oder 1983 einen 
ganzen Tag damit zu tun gehabt, um 
Anderson in Anwesenheit seines damali- 
gen Führungsoffiziers auszureden, den 
Lyriker Papenfuß anzuzeigen. Anderson 
wäre dann vor Gericht der einzige Zeuge 
gewesen und hätte sich damit als Inoffiziel- 
ler Mitarbeiter enttamt. Das begriff aber 
weder Anderson noch sein Führungsoffi- 
zier. Nein, meint Groth, Anderson seien 
nicht im Knast die Nieren zerschlagen wor- 
den. Anderson habe einen Knast niemals 
von innen gesehen. Tl. 


* 8219 StGB der DDR: Ungesetzliche Ver- 
bindungsaufnahme. Wer zu Organisatio- 
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nen, Einrichtungen, Gruppen oder Perso- 
nen, die sich eine gegen die staatliche Ord- 
nung der Deutschen Demokratischen 
Republik gerichtete Tätigkeit zum Ziele 
setzen, ın Kenntnis dieser Ziele oder Tätig- 
keit in Verbindung tritt, wird mit Freiheits- 
strafe bis zu drei Jahren oder mit Verurtei- 
lung auf Bewährung bestraft 


** S100 StGB der DDR: Staatsfeindliche 
Verbindungen. (1) Wer zu Organisationen, 
Einrichtungen, Gruppen oder Personen 
wegen ihrer gegen die Deutsche Demokra- 
tische Republik oder andere friedliebende 
Völker gerichtete Tätigkeit Verbindung 
aufnimmt, wird mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft. (2) 
Der Versuch ist strafbar. 


Am 7. Januar 1992 wurde in der Umwelt-Bibliothek Berlin das Matthias- 
Domaschk-Archiv eröffnet. Mit dem Archiv, das den Namen eines 1981 in 
Stasi-Haft umgekommenen Oppositionellen trägt, soll die Geschichte der 
DDR-Opposition in den letzten Jahren und de Arbeitsweise der Staatssicher- 
heit in Verbindung mit anderen osteuropäischen Geheimdiensten dokumen- 
tiert werden. Dazu steht unter anderem eine umfangreiche Sammlung illega- 
ler Publikationen der Opposition und Berichten über diese Opposition aus 
Sicht der Staatssicherheit zur Verfügung. Die 1986 gegründete Umwelt- 
Bibliothek Berlin, die seither oft im Zentrum staatlicher Repression stand, soll 
inhaltlich an der Aufarbeitung des Stalinismus, der Geschichte der DDR und 
der Geheimdienste in Ost und West orientiert werden. 


Warum ‘Matthias-Domaschk-Archiv” ? 


Matthias Domaschk, seine Freunde 
nannten ihn “Matz”, war gerade 24 
Jahre alt, als er am 12. April 1981 in der 
Stasi-U-Haft Gera ums Leben kam. Die 
genauen Umstände seines Todes sind 
bislang noch nicht ans Tageslicht 
gekommen. Aber alles deutet auf einen 
politischen Mord hin. Die Namen der 
hauptamtlichen Stası-Mitarbeiter der 
Kreisdienststelle Jena Referat XX, die 
ihn kurz vor seinem Tod “bearbeiteten” 
lauten u.a.: Urbansky (Hauptmann), 
Köhler (Hauptmann). Nowack (Oberst- 
leutnant), Würbach (Major), Mähler, 
Schneider. Sie nannten es “Aktion 
Kampfkurs X”. 

Wäre Matz nicht am 10. April 81 in 
Jüterbog aus dem Zug nach Berlin (dort 
tobte gerade der X. Parteitag der SED) 
geholt und am nächsten Morgen nach 
Gera gebracht worden, so wäre er heute 
noch am Leben. Das ist die einfache 
Wahrheit. | 

Wer war Matthias, warum hatte die 
Stasi Interesse daran, ihn umzubringen? 
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Matz war ein ganz normaler 
junger Mann, wie es in der Jenaer 
Jugendszene viele gab. Er trampte gern, 
stand auf Rockmusik und hatte einen 
breiten Bekanntenkreis. Man feierte 


gemeinsam Feten, ging wandern, fand 
Militär und Autoritäten beschissen, 
hörte Lieder von Wolf Biermann und 
die Songs der “Ton-Steine-Scherben": 
“Keine Macht- für niemand!”. Mit der 
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deutschen Mitläufermentalität der Wohnungen wurden besetzt, um ein 
“Alten” wurde gebrochen. die ersten unabhängigeres Leben führen zu kön- 
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nen. Und es gab bereits brutale Erleb- 
nisse mit der Staatsgewalt, z.B. als 1974 
eine Verlobungsfeier in der besetzten 
Gartenstraße Nr.7 überfallen wurde. Als 
die Betroffenen sich mit Anzeigen 
wehrten und versuchten, - in der DDR! 
- Öffentlichkeit herzustellen, hagelte es 
politisch motivierte Kriminalisierungen. 
Diejenigen, die die brutale staatliche 
Gewalt nicht so einfach hinnahmen, 
wurden zu Geld- und Haftstrafen verur- 
teilt. Z.B. hatte einer bei dem Polizeiü- 
berfall seinen Körper zwischen einen 
auf ein Mädchen einprügelnden Bullen 
und das Mädchen geschoben - also völ- 
lig gewaltfrei. Im Urteil (1 Jahr Knast) 
hieß es dann: “Entzug verdächtiger Per- 
sonen der Staatsgewalt”! 

Es war aber wahrscheinlich auch das 
erste Mal zu dieser Zeit, daß so etwas 
wie spontane Solidarität passierte. Als 
Reiner Kunze, dessen Tochter auch in 
einem besetzten Haus in Jena lebte, 
ankündigte, daß er wirklich an die 
Öffentlich gehen werde, wurden die 
Urteile wieder revidiert. 

Aber diese Geschichten legten auch den 
Keim für eine breitere Politisierung der 
“Szene”. Es bildeten sich “Lesekreise” 
in Privatwohnungen, die sich damit aus- 
einandersetzten, wie denn diese Gesell- 
schaft nun endlich menschlicher 
gemacht werden könnte. Politische und 
philosophische Schriften wurden 
gemeinsam diskutiert oder einfach 
Kurzgeschichten und Gedichte verfaßt. 
Nachgedacht wurde über den Sinn einer 
wirklichen Arbeitergewerkschaft und 
das rigide Bildungswesen. Andere rea- 
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gierten mit Ausreiseanträgen. 
Als Matz 1976 gerade beim Carl-Zeiss- 
Konzern seine Ausbildung mit Abitur 
machte, beteiligte er sich an den Prote- 
sten gegen die Biermann-Ausbürge- 
rung. Das kostete ihn prompt die weite- 
re berufliche Laufbahn - er flog von der 
Schule und arbeitete danach als Haus- 
meister am Chemie-Institut auf dem 
Beutenberg. 
8 Jenaer wurden aufgrund ihrer Solida- 
risierung mit Wolf Biermann ein Jahr 
lang in Untersuchungshaft gehalten und 
danach in den Westen abgeschoben. 
Im Sommer 1980 waren einige Jenenser 
in den polnischen Masuren, um sich mit 
den ausgebürgerten Freunden zu treffen, 
denn die hatten Einreisesperre in die 
DDR (vorgesehen bis zum Jahr 2000). 
Da fingen gerade die Streiks in Polen 
an. Eine völlig neue Erfahrung in Ost- 
europa. Matz war in Gdansk, um sich 
die Sache anzuschauen. Auch zur Char- 
ta 77 in der Tschechoslowakei hatte er 
Kontakt. 
Seit 1979 spätestens war die desolate 
Wirtschaftslage der DDR der Stasi offi- 
ziell bekannt. Angst befiel die Mächti- 
gen vor dem “polnischen Bazillus”. Im 
Nachbarland herrschte Kriegsrecht seit 
dem 13. Dezember 1980. 

In dieser Situation wurde 
Matz ermordet. Die Stasi verbreitete auf 
Nachfrage kirchlicher Mitarbeiter und 
mittels IM’s die Version: “Es war 
Selbstmord, er hat sich mit dem eigenen 
Hemd erhängt.” - was sollte ihnen sonst 
schon dazu einfallen. Schuld hat natür- 
lich immer das Opfer. Aber es bleiben 
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offene Fragen. Z.B. die nach dem 
angeblichen Fensterkreuz und zum 
anderen stirbt es sich nicht so schnell bei 
einer Rund-um-die-Uhr-Bewachung. 
Die Beerdigung wurde eiligst vom MfS 
arrangiert: 1 1/2 Tage, nachdem seinen 
Eltern der Tod mitgeteilt worden war. 
Trotzdem waren ca. 150 Bekannte auf 
dem Jenaer Nordfriedhof. Und die 
offensiv präsenten Stasivisagen grin- 
sten... 

In der Folge wurde versucht, jede Erin- 
nerung an ihn auszulöschen. Eine 
Todesanzeige in der Lokalzeitung abzu- 
drucken gelang Freunden nur einmal. 
Ein Denkmal, das nur den Namen “Mat- 
thias Domaschk” trug, wurde von der 
Stasi vom kirchlichen Friedhof gestoh- 
len. Der Bildhauer, der seine Wehr- 
dienstverweigerung offen bekannt hatte, 
kurz darauf mittels Einberufungsbefehl 
inhaftiert. 

Bereits 1985 hatten fast alle Bekannten 
von Matz das Land verlassen - müssen! 
Einige, nachdem sie selbst inhaftiert 
waren. Zufall? Sollte nicht vielleicht 
gerade das erreicht werden? Lautete die 
Botschaft der Mörder nicht doch: “So 
können wir auch!” 

Seit 1990 läuft bei der Staats- 
anwaltschaft Gera Anzeige - erfolglos. 
Bisher ist nur klar, daß die Krankenakte 
gefälscht wurde, daß die Stasiärzte, die 
eine von den Eltern geforderte Obdukti- 
on machten, nur vorgefertigte Formula- 
re unterschrieben... Nein, die Wahrheit 
wird sich vielleicht nur in anderen 
Akten finden lassen. 
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Diese Tat, die sich mit der 
Ermordung Pater Popieluszkos in Polen 
vergleichen läßt, hat Geschichte. Sie 
gehört zur blutigen Tradition auch der 
Stalinisten, die nicht erst im spanischen 
Bürgerkrieg mit dem Mord an zig Anar- 
chisten beginnt. Oft wird der Vergleich 
des Stalinismus mit dem Faschismus 
gescheut. Die Nationalsozialisten rea- 
gierten mit der blanken Faust. Es gab 
Ausrottungspläne - den Holocaust. Die 
Stasi setzte auf die Spurenverwischung - 
seelische Gewalt ist halt nicht so schnell 
nachweisbar: Zerstörung von Vertrauen, 
unmenschliche Haftbedingungen, 
Mißbrauch der Psychiatrie. Aber es gab 
auch Tote, nicht nur an der Grenze! 
Diese Erkenntnis ist für viele “ehrliche” 
Kommunisten natürlich schmerzhaft, 
genauso wie sie es nach 1945 für viele 
“ehrliche” Deutsche war. Aber die 
Folge davon heißt doch nicht: Aufwer- 
tung des Faschismus, nein - gerade diese 
Erkenntnis kann doch nur bedeuten, sich 
allen politischen Diktaturen zu wider- 
setzen und Solidarität zu üben mit den 
Betroffenen, ob diese nun in Burma 
leben oder als Verfolgte in dieses deut- 
sche Land flüchten. 
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Käntererund 
“Antikommunistische Gruppe eliminiert” 


Intrigen zur Auflösung der Ostkommission 
von Pax Christi im Jahre 1983 


Wer auf das Vergessen der Menschen 
rechnet, rechnet richtig und so kann 
auch der Kolumnist von “Konkret”, 
Hermann L. Gremliza sicher sein, daß 
sich (fast) niemand mehr daran erinnert, 
daß er im Januar 1982 euphorisch den 
Militärputsch in Polen begrüßte*. Als 
aufgeklärter Stalinist zitiert Gremliza 
zustimmend einen Funktionär des Regi- 
mes, der bei Solidarnosc zwischen dem 
maßvollen und kirchlich orientierten 
Flügel um Walesa unterschied, mit dem 
man zusammen arbeiten könne und die 
KOR-Radikalen, “diese jungen, gebil- 
deten aber verantwortungslosen Leute 
um Bujak”, ablehnte. Und inzwischen 
ist es überall so gekommen, wie es kom- 
men mußte: Die “Maßvollen” unter den 
osteuropäischen Oppositionellen sind 
entweder in der Regierung oder haben 
wenigstens ein Ämtchen ergattert, die 
“Radikalen” sitzen noch immer mit 
ihren schönen Utopien von einem 
demokratischen und humanistischen 
Gesellschaft da und sind aussichtsloser 
denn je. 

Damals, während Herr Grem- 
liza und andere “Linke” sich mit den 
neuesten Entwicklungen im “real exi- 
stierenden Sozialismus” zu identifizie- 
ren versuchten, gab es immerhin noch 
eine Reihe von Leuten, die das offiziel- 
le Entspannungspalaver zwischen den 
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Regierungen in Ost und West mit 
Mißtrauen betrachteten und nach dem 
wirklichen Gehalt, dem Fortschritt an 
Frieden und Humanität für die einfa- 
chen Leute vor Ort fragten. 1982 wurde 
in Coventry ein internationales Netz- 
werk von Friedensgruppen, die Europe- 
an Nuclear Disarmement (END) 
gegründet. Es ging der END nicht nur 
um Friedensverträge zwischen den 
Regierungen in Ost und West, sondern 
um Frieden zwischen den Völkern und 
den Einzelnen. Bei ihrer zweiten Konfe- 
renz 1983 in Westberlin knüpften Frie- 
densaktivisten aus der END auch Kon- 
takte zu Gruppen in der DDR. Aber 
auch schon vorher hatte es Beziehungen 
zwischen westdeutschen und unabhän- 
gigen Friedensgruppen in der DDR 
gegeben. 

In der Ära der Entspannung 
hatten auch die osteuropäischen Regie- 
rungen nichts mehr gegen harmonisches 
Palaver auf offizieller Ebene einzuwen- 
den, zumal es sich in der zunehmend 
schwieriger werdenden wirtschaftlichen 
Situation gut auszahlte.e Auch der 
menschliche Austausch zwischen Ver- 
wandten wurde als ungefährlich und 
einträglich erkannt. Etwas anderes aber 
war es, wenn oppositionelle Basisgrup- 
pen beider Systeme begannen, mitein- 
ander Gespräche zu führen. Hier mußte 


telegraph 1+2 /92 


® 


systemsprengendes Gedankengut ent- 
stehen und das galt es zu verhindern. 

Seit 1981 begannen die Staats- 
sicherheitsdienste der osteuropäischen 
Staaten diese Basiskontakte zu sabotie- 
ren: durch Einreisesperren für aktive 
Westeuropäer, um ein “Überschwappen 
von Ideen” aus der westlichen Demo- 
kratiebewegung zu verhindern, durch 
Reisesperren für renitente Osteuropäer, 
damit sie sich nicht gegenseitig mit auf- 
rührerischen Gedanken anstecken konn- 
ten. Auch die andere taktische Variante, 
die zweckentsprechende Durchsetzung 
nicht nur osteuropäischer, sondern auch 
westeuropäischer Friedensorganisatio- 
nen gelang über Erwarten gut, beson- 
ders nachdem der Nachrüstungsbe- 
schluß im Jahre 1983 die Friedensbewe- 
gung in eine tiefe Krise stürzte. In einer 
westdeutschen Organisation beispiels- 
weise, der DFG-VK, wuchs die perso- 
nelle und finanzielle Abhängigkeit von 
der DKP. Etwas später gelang es dank 
Dirk Schneider & Genossen auch, den 
“DDR-freundlichen Flügel” bei den 
westdeutschen Grünen soweit zu ver- 
stärken, daß die im Parteiprogramm vor- 
geschriebenen Kontakte zu Basisgrup- 
pen ın Osteuropa sich auf höfliche und 
formale Besuche beschränkten. 

Über die Intrigen, die zu die- 
sem Ergebnis führten, ist zur Zeit nur 
bruchstückhaftes bekannt. Dagegen ist 
es dem “telegraph” jetzt gelungen, 
Genaueres über die Machinationen zu 
erfahren, die zur Beendigung der osteu- 
ropäischen Basiskontakte der westdeut- 
schen Sektion von Pax Christi führten, 
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einer katholischen Friedensorganisation, 
dıe am oben erwähnten END teilnahm. 

Auch die sogenannte “Ost- 
kommission”, die sich in der westdeut- 
schen Sektion von Pax Christi um diese 
Beziehungen kümmerte, wollte unab- 
hängige und blockübergreifende Frie- 
densaktivitäten fördern. Sie interessierte 
sich, dem konfessionellen Charakter 
von Pax Christi gemäß, natürlich 
hauptsächlich für katholische Basis- 
gruppen. 

Die Verhältnisse im christli- 
chen Bereich in Osteuropa waren inso- 
fern für westliche Friedensaktivisten nur 
schwer zu durchschauen, als staatsoffi- 
zielle Friedensorganisationen und insti- 
tutionalisierte Kirchen in mancher Hin- 
sicht nur zwei Seiten einer Medaillie 
waren. Die offiziellen “Friedensgrup- 
pen”, in der DDR die evangelische 
Christliche Friedenskonferenz (CFK) 
und die katholische Berliner Konferenz 
Europäischer Katholiken (BK), hatten 
den Auftrag, Kirchen und unabhängige 
Friedensbewegung zu infiltrieren, zer- 
setzen und zu usurpieren. Aber auch die 
institutionalisierten Kirchen waren nicht, 
an einer eigenständigen Basis interes- 
siert, die für die Demokratisierung 
sowohl von Staat als auch von Kirche 
eintrat. So waren diese Gruppen der 
Repression sowohl der Kirchenhierar- 
chie als auch des Staates ausgesetzt. 

Die Ostkommission von Pax 
Christi versuchte besonders im Bereich 
der katholische Kirche Kontakte zu den 
von Staat und Kirche gleichermaßen 
verpönten katholische Basisgruppen zu 
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Broschüre 


pflegen. Dies waren beispielsweise in 
Polen die Gruppe um die Monatszeit- 
schrift “Wiez”, die in einem interessan- 
ten Dialog mit der “Neuen Linken” 
stand und die “Gruppen des Gemeinsa- 
men Weges” mit der hektographierten 
Zeitschrift “Nasza droga”. Die Ostkom- 
mission hatte Kontakte zu den ungari- 
schen “Bulonisten”, einer Gruppe, die 
sich im Unterschied zur offiziellen 
ungarischen katholischen Kirche bei- 
spielsweise mit Wehrdienstverweige- 
rern solidarisierte. In der DDR gab es 
unter anderem den 1969 gegründeten 
Aktionskreis Halle (AKH), dessen Ziele 
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Demokratisierung und Huma- 
nisierung zunächst der Kirche 
waren. Aber in diesem Kreis 
wurde sehr wohl begriffen, daß 
die traditionellen Herrschafts- 
mechanismen von Staat und 
Kirche eine “so große Affinität 
haben, daß sich die an sich 
gegensätzlichen Extreme not- 
wendig wechselseitig betätigen 
und stützen”. 

Bis 1983 arbeitete die Ost- 
kommission von Pax Christi 
mit teilweise gutem Erfolg und 
Mitarbeiter, die auffielen, 
erhielten dementsprechend Ein- 
reisesperren in den Östblock. 
Als Manko wurde von den 
Aktiven der Ostkommission 
empfunden, daß einige Mitglie- 
der bewußt oder unbewußt die 
Arbeit sabotierten. Der Journa- 
list Lehmann beispielsweise 
(damals Generalsekretär von 
Pax Christi, Bruder des heutigen Vorsit- 
zenden der deutschen Bischofskonfe- 
renz) stieß zahlreiche polnische 
Gesprächspartner vor den Kopf, indem 
er Kontakte ausnutzte, um einträgliche 
Antigitätengeschäfte einzufädeln. Dr. 
Richter, ein Freund von Lehmann, beu- 
tete die sensiblen Kontakte der Ostkom- 
mission in journalistischer Hinsicht aus. 
Er profilierte sich mit seinem Insider- 
Wissen im “Deutschlandarchiv” und 
anderen Zeitschriften. Der Vorsitzende 
der Ostkommission, Risse, nahm kaum 
seine Arbeit wahr, weil er sich durch 
andere Ämter überlastet fühlte. 
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Im Zusammenhang mit diesen 
Mißständen wurde 1983 von den Akti- 
ven der Ostkommission über ein neues 
Konzept und eine personelle Umbeset- 
zung diskutiert. Rüdiger Grölz, Mitglied 
des Präsidiums von Pax Christi, arbeite- 
te zwar mit der “Berliner Konferenz 
Europäischer Katholiken” (BK) zusam- 
men, einer SED-hörigen katholischen 
Friedensorganisation, hatte aber bis 
dahin auch die Ostkommission von Pax 
Christi in ihrer Arbeit für Basiskontakte 
nach Osteuropa unterstützt. Jetzt schlug 
er die Neuaufnahme der Kindergärtne- 
rın Wiese aus Hamburg vor. Das wurde 
von der Mehrheit abgelehnt, nachdem 
klar wurde, daß Frau Wiese Mitglied der 
DKP-unterwanderten VVN war und 
sich in der Vergangenheit bereits mit 
einer Reihe von SED-freundlichen Vor- 
trägen hervorgetan hatte.** 

Nachdem diese Taktik “der 
Verstärkung des DDR-freundlichen Flü- 
gels” der Ostkommission gescheitert 
war, wurde der Versuch gestartet, die 
Ostkommission auf der jährlichen Dele- 
giertenversammlung der deutschen Sek- 
tion von Pax Christi aufzulösen. Dazu 
wurde bei einem der Vorbereitungstref- 
fen für die Delegiertenversammlung, 
der sogenannten Räubersynode am 24. 
und 25. September 1983 in Bonn der 
Vorschlag zur Neubesetzung der Ost- 
kommission gemacht. Herr Grölz von 
der Ostkommission stimmte auch 
sogleich zu und lieferte mehrere fachge- 
rechte Begründungen, unter anderem 
die Ablehnung von Frau Wiese wegen 
politischer Ressentiment der Mitglieder 
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der Ostkommission. : 

Herr Grölz erhielt von der 
Räubersynode den ‚Auftrag, für die 
Delegiertenversammlung von Pax Chri- 
sti die Anträge auf Auflösung der bishe- 
rigen Ostkommission und die Wahl 
einer neuen zu formulieren. In der Tat 
gelang es dort eine Stimmung zu erzeu- 
gen (“Geheimnistuerei”, “Dilletantis- 
mus"), die zur Auflösung der bisherigen 
Ostkommission führte. Besonders tat 
sich in der Argumentation natürlich 
Frau Wiese hervor. Immerhin konnte 
zunächst das Vorhaben nicht durchge- 
setzt werden, eine neue Ostkommission 
zu kreiren, die sich mehrheitlich aus 
Vertretern zusammensetzen sollte, die 
gute Beziehungen zu offiziellen Institu- 
tionen und staatlich anerkannten Grup- 
pierungen der DDR unterhielten. 

Die Ostkommission wurde 
ausgesetzt und erst 1985 neu gewählt. In 
ihr waren dann Leute dominant, die 
Kontakte zu den staatsoffiziellen Frie- 
densgruppen “Pacem in terris” und 
“Berliner Konferenz Europäischer 
Katholiken” hatten. 

Machination der Ostberliner 
Staatssicherheit oder Eigeninitiative aus 
DKP-freundlichen Kreisen? Wir wissen 
es nicht, wir sind es aber gewöhnt, daß 
diese Herren und Damen am gleichen 
Faden hingen. Immerhin erfuhr der Frie- 
densforscher Hermann de Lange 1983 
im vertraulichen Gespräch mit dem 
Chef der Ostberliner BK, Otto Hartmut 
Fuchs, daß man in der DDR froh sei, 
“daß die antikommunistische Gruppe in 
Pax Christi eliminiert wurde”. 
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In einem jüngst im “Spiegel” 
(46/1991, S.82) abgedruckten Stasipa- 
pier zur Unterwanderung der westdeut- 
schen Friedensbewegung heißt es kon- 
kret: “Eine wesentliche Aufgabe des 
Netzes der tätigen Inoffiziellen Mitar- 
beiter (IM) und Kontaktpersonen (KP) 
ist, ein Überschwappen pazifistischer 
und antisozialistischer Parolen auf die 
DDR zu verhindern. Vor allem sınd 
Maßnahmen des Gegners aufzudecken, 
die darauf gerichtet sind, die Friedens- 
bewegung für antisowjetische Zielset- 
zungen einzuspannen.” Unter den Ziel- 
organisationen wird auch Pax Christi 
aufgeführt. 

Ein Antrag des ehemaligen 
Mitglieds der Ostkommission, Hans-H. 
Hücking vom 11. November 1991 an 
das Sekretariat von Pax Christi, die Ein- 
beziehung von Pax Christi in die Unter- 
wanderung durch die Staatssicherheit 
und die damalige Auflösung der Ost- 
kommission durch die Gauck-Behörde 
untersuchen zu lassen, blieb bis heute 
unbeantwortet. 

Bleibt die berühmte Frage, 
was uns diese immerhin längst vergan- 
genen historischen Anmerkungen für 
unser heutiges Leben sagen können. 
Und die Antwort lautet natürlich: 
Nichts, denn wir können an diesen Din- 
gen nichts mehr ändern. Immerhin aber 
lohnt es sich, dieses Bedauern genauer 
zu akzentuieren. Aus unabhängigen und 
blockübergreifenden Friedensaktivitä- 
ten von Basisgruppen in Ost und West 
hätte sich eine blockübergreifende 
Demokratiebewegung von unten ent- 
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wickeln können. Radikale Demokraten 
in Ost und West hätten sich über den 
wahren Charakter ihrer jeweiligen 
Staatssysteme verständigen und eine 
darüber hinaus führende andere Art von 
Gesellschaft andenken können. Und es 
hätten bessere Chancen bestanden, ein 
solches Konzept den “Linken” zu ver- 
mitteln, die nichts besseres wußten, als 
mangels anderer Ideen im Osten eine 
heimliche Heimat zu sehen. Die heutige 
Perspektivlosigkeit westdeutscher und 
ostdeutscher demokratischer Sozialisten 
hängt mit den Gelegenheiten zusam- 
men, die von den einen sabotiert und 
von den anderen verpaßt wurden. 
r.]. 


* Sjehe auch: Jürgen Fuchs, Einmi- 
schung in eigene Angelegenheiten, 
Reinbeck 1984, S. 129 ff. 

** Leseprobe aus einem Redebeitrag 
auf dem GEW-Friedenskongreß in Köln 
am 10.11.9.83: “Ostkontakte von hier 
erlebten meine Freunde dort nicht hilf- 


reich, sondern als Untergrundmöglich- 


keit gegen ihren Staat.” 
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Eine Hoffnung im UKW-Bereich 


Vor fünf Jahren gab es in Ostberlin den Versuch 
zu einem Piratensender 


Am 31. Oktober 1986, lange vor 22 Uhr, saßen die allermeisten Ostberliner 
Oppositionellen an ihren Radios. Zu hören war nur ein Wasserfallrauschen, in 
das ab und zu die Stimmen von Radio DDR und BFBS herüberschwappten. 
Ostentativ mit anderen Dingen beschäftigt, unterhielt man sich, las oder schrieb. 
Dann begann der Tage zuvor mit kleinen Flugblättern angekündigte Oppositi- 
onssender "Schwarze Kanal” seine Sendung. Das DDR-Regime, das alles kon- 
trollieren und zensieren wollte, insbesondere aber was über die Ätherwellen 
ging, stand Kopf. Die Staatssicherheit durchstreifte vergeblich die Stadt. 

Noch zweimal konnte danach der "Schwarze Kanal” senden. Es gelang 
der Stasi weder den Sender noch die Produzenten aufzuspüren. Dann ent- 
schlossen sie sich, ihn brutal mit Störsendern totzumachen. Der "telegraph” 


sprach mit einem von denen, die damals den "Schwarzen Kanal” machten: 


“telegraph”: Ich gehörte 1986 zu den 
begeisterten Hörern des “Schwarzen 
Kanals” und habe dann zur ersten Sen- 
dung einen Artikel für die Ostberlin- 
Seite der Westberliner “tageszeitung” 
geschrieben. Wie seid Ihr damals 
eigentlich auf die Idee mit diesem Sen- 
der gekommen? 

Reinhard Schult: Es gab ja immer wie- 
der Versuche, in der DDR eine andere 
Art von Öffentlichkeit herzustellen. In 
diesem Zusammenhang stand auch der 
Versuch zu einer Ostberliner Redaktion 
der “tageszeitung”, die diese Ostberlin- 
Seite produzieren wollte. Die Kontakte 
für den “Schwarzen Kanal” sind per 
Zufall entstanden. Wir haben Leute aus 
dem Westteil der Stadt kennengelemt, 
die von einer solchen Rundfunkge- 
schichte Ahnung hatten und auch schon 
einen Piratensender gemacht hatten. Wir 
hatten dann also die Idee, daß wir mit 
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ihnen zusammen auch einmal einen sol- 
chen Versuch unternehmen wollten. Es 
war uns natürlich klar, daß unsere Chan- 
cen zu gering sind, wenn wir von Öst- 
berliner Seite aus senden. Unsere Vor- 
stellung war also, daß wir den Text 
machen und die Musik auswählen. Die 
Westberliner sollten die Technik 
machen und die Sprecher stellen. Die 
weitere Verständigung konnte natürlich 
nicht über die Post, sondern mußte über 
Kuriere geregelt werden. 

“telegraph’”’: Es war sicher nicht allzu 
schwierig, Themen für die Sendung zu 
finden? 

Reinhard Schult: Im April 1986 war ja 
die Reaktorkatastrophe von Tscherno- 
byl und eine Arbeitsgruppe aus einigen 
Berliner Friedens- und Umweltgruppen 
hatte den sıiebenseitigen Appell 
“Tschernobyl wirkt überall” gemacht. 
Wir sammelten dafür auch im Land 
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Unterschriften. Das war natürlich das 
Thema, das wır für den ersten 
“Schwarzen Kanal” unbedingt verwen- 
den wollten. Im September haben wir 
den Text fertigbekommen und die 
Musik herausgesucht. Dann wurde mit 
den Leuten von der anderen Seite ein 
Probelauf vereinbart und vierzehn Tage 
vorher drei Minuten lang die Erken- 
nungmelodie, das “Plant uns bloß nicht 
bei euch ein” von BAP, über den Äther 
gesendet. Es ging bei dem Test darum, 
wie die Sendung hier ankommt und wo 
sie zu hören ist. 

“telegraph”: Es gab dann eine Flug- 
blattaktion, um auf die erste Sendung 
aufmerksam zu machen. Und am 21. 
Oktober um 22 Uhr lief dann die Sen- 
dung... 

Reinhard Schult: Ja, wir haben die 
Flugblätter, auf denen die Frequenz und 
die Zeit stand, mit einem Stempelkasten 
gemacht, den es damals im DDR-Spiel- 
warenhandel gab. Das war eine ziemlich 
komplizierte Aktion, weil wir mit Hand- 
schuhen gearbeitet haben und Fingerab- 
drücke und Farbspritzer verhindern 
mußten. 

‘“telegraph”: Es ist ja mittlerweile 
bekannt, daß auch in Euren Kreisen 
Spitzel waren. Ist es Zufall, daß in die- 
sem Fall niemand etwas mitbekommen 
hat? 

Reinhard Schult: Mit wechselnder 
Zusammensetzung gab es seit 1980 eine 
kleine konspirative Truppe, die sich 
zunächst in Zusammenhang mit den 
Ereignissen in Polen gebildet hatte. In 
diese Gruppe kam erst ab 1988 dieser 
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Matthias Heinrich (IM “Andreas”. Die 
Red.). Man kann, glaube ich, davon aus- 
gehen, daß die Gruppe acht Jahre lang 
spitzelfrei war. Aus dieser Gruppe 
waren vier Leute beteiligt, dazu Stephan 
Krawzcyk. Die anderen haben das 
begleitet, wußten davon, waren aber 
nicht aktiv in der Vorbereitung. Auch 
mit den Westfreunden haben sich nur 
zwei von unseren Leuten getroffen. Das 
war recht gut gesichert. 

Wir haben natürlich trotzdem 
Fehler gemacht. Nach dem Verteilen 
der Flugblätter haben wir beispielswei- 
se festgestellt, das wir noch Reste von 
den Stempelbuchstaben in den Fahrradt- 
aschen hatten. Wenn die uns erwischt 
hätten, wären das natürlich die schön- 
sten Beweismittel gewesen. Das 
Schlimmste ist, daß die Dinger noch 
tagelang in den Satteltaschen herumla- 
gen. Wir hatten ja alle Reste vernichtet 
und verbrannt. Aber beim Transport 
hatten wir ein paar von den Buchstaben 
verloren, und die entdeckten wir erst 
dann. 
““telegraph”’: Wie war der Verteilungs- 
schlüssel der Flugblätter? 


WEITERSAGEN | 
Der erste unsb- 
hängige Sender 
in der DDR 
31.10. / 88.00 UHR 
UKW 99.2 WHz 


Handzettel für den "Schwarzen Kanal" 
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Reinhard Schult: Relativ willkürlich. 
Wir haben mit der Verteilung gleichzei- 
tig in verschiedenen Stadtbezirken, Frie- 
drichshain, Prenzlauer Berg und Mitte 
begonnen und sie dann in Briefkästen 
und Telefonzellen verteilt, aber auch in 
Kneipen auf die Toiletten. Auch die 
Presseleute haben die Zettel in den 
Briefkasten bekommen. Es kam 
dadurch ein, zwei Tage vorher in der 
“TAZ” und im SFB, daß in der DDR ein 
unabhängiger Sender seine Sendungen 
aufnehmen wird. Dadurch hatte die 
Information eine gewisse Verbreitung 
bekommen. 


„erden. Diesbo... 


“telegraph”’: Von welchem Ort sende- 
te eigentlich damals der “Schwarze 
Kanal”? 

Reinhard Schult: Das soll im Wed- 
ding gewesen sein, in einem toten Win- 
kel, der fest ringsum von Mauer umge- 
ben war. Unsere Westberliner Verbin- 
dungsleute haben ihre Sendeanlage und 
die Antenne dort auf den Dachboden 
geschafft und die Kassette eingelegt. 
Dann haben sie das Haus von außen 
beobachtet. Sie wären also auch nicht 
erwischt worden, wenn die Sendeanlage 
gefunden worden wäre. Natürlich haben 
sie dann zur nächsten Sendung den Ort 
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die 2. Sendung des illegalen Senders abgehört. 


Ausriß aus einem Stasibericht zum Berliner Ökoseminar 1986 in der Umwelt-Bibliothek. 
Auch hier wurde alles, was mit dem "Schwarzen Kanal" zu tun hatte, sorgsam registriert. 
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gewechselt. Die Deutsche Bundespost 
hat damals genauso wie die Stasi nach 
dem Sender gesucht. Auch nach dem 
Westberliner aliierten Recht war das 
eine illegale Aktion. 

‘“telegraph”: Es wurde ja damals ver- 
mutet, daß Stasi und Bundespost beim 
Peilen zusammenarbeiten. 

Reinhard Schult: Das weiß ich nicht. 
Jedenfalls ist auf beiden Seiten gepeilt 
worden. Im Östen fuhren die Peilwagen 
der Stasi, im Westen die Peilwagen der 
Polizei. Am Tag, als die erste Sendung 
lief, kreisten über Ostberlin Hubschrau- 
ber und die Straßen waren voll mit Poli- 
zei und Stasi. Ich weiß von Staatssicher- 
heitsleuten der Abteilung XX, von 
denen viele in den Peilwagen eingesetzt 
wurden, daß sie selbst etwas erstaunt 
war, wieviel Technik zur Verfügung 
stand. Wir wissen heute, daß außer der 
Abteilung XX, die Spionageabwehr 
(Abteilung II), die Paß- und Kon- 
trolleinheiten und die Hauptabteilung 
Aufklärung beteiligt waren. Es war ein 
Riesenaufwand. 

Ein Großteil der Szene wurde 
überwacht. Soviel ich weiß, tippten-Sie 
von Anfang an auch schon in meine 
Richtung oder in Richtung des Frie- 
denskreises Friedrichsfelde, weil ihnen 
das Thema und der Duktus auffielen, 
die natürlich etwas mit dem Tscherno- 
byl-Appell zu tun hatten. Möglicherwei- 
se haben sıe auch schon hinsichtlich des 
satirischen Teils in Richtung Stephan 
Krawczyk gedacht. 

“telegraph’”’: Mindestens in Szenekrei- 
sen war die Sendung ein Bombenerfolg 
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und paßte genau in die Situation 
Reinhard Schult: Wir waren natürlich 
in Hochstimmung, als die erste Sendung 
kam und haben uns innerlich viehisch 
geärgert, daß wir niemand erzählen 
konnten, daß wir das waren. Die Tage 
danach haben wir uns allerdings nicht 
mehr so gut gefühlt. Ich hatte dann 
streckenweise fünfzig Leute und zwan- 
zig Autos an den Hacken. Das war ein 
richtiges Observationskommando, das 
mich vier Wochen lang beobachtete und 
bespitzelte, von morgens um halb vier, 
als ich in meine Heizung zur Arbeit ging 
bis nachts um zwölf, wenn ich aus der 
Kneipe kam. Ein Bekannter meinte, daß 
es schon komisch wäre: die Seiten- 
straßen sind völlig ruhig, aber in der 
Stargader Straße ist ein Betrieb wie auf 
dem Kudamm. Es war dann schon ziem- 
lich witzig, daß einem abends um zwölf 
Bauarbeiter in fabrikneuen Arbeitskla- 
motten begegneten, Fahrradfahrer, 
Motorradfahrer. Auf dem Hof war man 
nie mehr allein. Man konnte nicht mehr 
spazieren gehen, ohne daß irgendwelche 
Leute auftauchten. Ständig natürlich 
neue Gesichter. Sie haben da schon 
ziemlichen Aufwand betrieben, um uns 
rund um die Uhr zu beschatten. 
“telegraph”: Das wurde natürlich 
schwierig, weil Ihr für einen Monat spä- 
ter eine neue Sendung angekündigt 
habt. 

Reinhard Schult: Ja, wir wollten die 
nächste Sendung produzieren, um den 
Sender nicht gleich vor den Baum lau- 
fen zu lassen. Ich habe mich dann her- 
ausgehalten und die nächste Sendung 
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wurde von Stephan Krawczyk und 
einem anderen mehr zum Thema Kultur 
gemacht. Dann wurde es auch für die 
beiden schwierig. Krawczyk waren sie 
auch wegen anderer Ereignisse an den 
Hacken. Wir hatten beispielsweise den 
Eindruck, daß eine Wohnung, in der 
sich die beiden getroffen hatten, hinter- 
her konspirativ durchsucht wurde. Wir 
konnten das nicht beweisen, gingen aber 
davon aus, daß sie etwas mitbekommen 
haben. Die nächste Sendung wollten wir 
zum Thema Knast machen. Um die Ver- 
folger abzuschütteln, haben wir einen 
langen Fluchtweg konstruiert, über S- 
Bahn, U-Bahn, Autos und so weiter und 
haben uns dann in einem Dorf im Süden 
zusammengesetzt. Dort haben wir dann 
die Sendung produziert. 

“telegraph”: Die dritte Sendung wurde 
ja bereits schon so gestört, daß praktisch 
nichts mehr zu hören war. Bei der zwei- 
ten Sendung wurde noch gepeilt... 
Reinhard Schult: Bei der zweiten Sen- 
dung wurde auch schon etwas mit dem 
Stören angefangen. Bei der zweiten 
Sendung war die Polizei in Westberlin 
‘schon ganz dicht daran. Die Polizei 
stürmte allerdings nur das Nachbarhaus. 
Auch in der DDR hatte es eine Panne 
gegeben. In Karl-Marx-Stadt wurden 
Dirk Teschner und Susi Franke wegen 
der Verteilung der Kopien der ersten 
beiden Sendungen eingesperrt. Die drit- 
te Sendung, bei der wir dann zur Solida- 
rität mit den beiden aufriefen, wurde 
bereits massiv gestört. Es war dann 
eigentlich ziemlich klar, daß man nicht 
gegen diese starken Störsender 
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ankommt, daß sie es schaffen, außerhalb 
des Umkreises von einem Kilometer um 
den Sender alles wegzustören. Die 
Westberliner Freunde haben dann auch 
gesagt, daß Aufwand und Nutzen den 
Grad der Gefährdung nicht mehr recht- 
fertigen. Wechseln und Springen hätte 
auch nichts gebracht, weil die Hörer das 
nicht mitgekriegt hätten und es keine 
Schwierigkeit gewesen wäre, den Stör- 
sender auf die neue Frequenz zu packen. 
Deshalb ist dann auch der Sen- 
der von unserer Seite beendet worden. 
Wir haben natürlich immer wieder ein- 
mal darüber nachgedacht, ob wir nicht 
aus dem Osten senden könnten. Wir hät- 
ten eine kleine, transportable Anlage 
kriegen können und hatten uns auch 
schon entsprechende Kirchtürme ausge- 
sucht. Klar war natürlich, daß dann der 
Sender weggewesen wäre. Dann kam 
aber im Jahre 1987 schon die Idee von 
Leuten des Westberliner Alternativsen- 
ders Radio 100, eine DDR-Sendung 
machen zu wollen. Im Juni 1987 haben 
wir dann die erste Sendung von “Radio 
Glasnost” für Radio 100 produziert. 
‘stelegraph”: Selbst diese Sendung 
wurde dann einmal von der Staatssi- 
cherheit gestört 
Reinhard Schult: Ja, sie haben es ver- 
sucht, aber es gab dann massive 
Beschwerden von Seiten der Bundes- 
post und der Bundesregierung, und sie 
mußten es dann sein lassen. Wir sahen 
dann aber jedenfalls nicht mehr die Not- 
wendigkeit für eine neue Piratenaktion. 
Das Risiko ist eben doch ziemlich hoch 
gewesen. Die Staatsicherheit war so 
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Ausfertigung 
BSK (1) 237791 | 


BEZIRKSGERICHT DRESDEN 


BESCHLUSS 


N 
des 1. Strafsenats vom 23. 09. 1991 
In ger Strafsache gegen 
1. Dirk Torsten Teschner 
geb. am 14.12.1963 in Karl-Marx-Stacdt 
wohnnaft: Ludwigstr. 30, 0-9003 Chemnitz 
2. Andrea Sebine Franke 
geb. em 04.11.1962 in Lichtenstein 
wohnhaft: Tannenstr. 07, 0-9003 Chemnitz 
wegen Staatsfeindlicher Hetze 
1. Auf den Kassationsantrag der Verurteilten Andrea Franke wird das 
Urteil des Bezirksgerichts Karl-Marx-Stadt vom 22.12.1966 - 
1 BS 17/86 - aufgehoben. 
? 
2. Beide Verurteilte werden freigesprochen. \ 


Für den Zeitraum des Vollzugs der Freiheitsstrafe wird für beide 
Verurteilte Entschädigungspflicht dem Grunde nach festgestellt. 


Die Kosten des Verfahrens, einschließlich der den Verurteilten 


erwachsenden notwendigen Auslagen werden der Staatskasse aufer- 
legt. 


Gründe: 


Dass Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt verurteilte am 22.12.1986 Dirk 


Torsten Teschner zu einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren, Andres Franke 


Rehabilitierungsurteil aus dem Jahr 1991 für die 1986 wegen der Weitergabe von Kaset- 
ten mit dem "Schwarzen Kanal" verurteilten Dirk Teschner und Susi Franke 
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wütend, daß sie uns für beträchtliche 
Zeit eingebuchtet hätten, wenn sie uns 
erwischt hätten. 

“telegraph”: Leider hat sich dann ja 
“Glasnost” nur teilweise wunschgemäß 
entwickelt. 

Reinhard Schult: “Glasnost” wäre 
noch mal ein extra Thema. Ich denke, 
man kann jetzt soviel sagen, daß “Radio 
Glasnost” dann eine ähnliche Richtung 
bekam wie diese Ostseite der “"TAZ”. 
Die Westleute haben die Sendung dann 
mehr oder minder nach ihren Erforder- 
nissen zusammengestellt. Ich denke, es 
ist allgemein ein Problem, daß es 
damals wie heute kaum zu einer part- 
nerschaftlichen Zusammenarbeit zwi- 
schen der politischen Szene in Ost und 
West gekommen ist. Natürlich gab es 
erhebliche Schwierigkeit, eine Ostre- 
daktion unter den hiesigen politischen 
Bedingungen zusammenzustellen. 
“telegraph”: Das lag aber sicher auch 
daran, daß die Kontakte permanent 
gestört worden, sowohl über die Reise- 
sperren, die ohnehin bestehenden Kom- 
munikationssperren, Abhörmöglichkei- 
ten als auch über die Arbeit von Inoffi- 
ziellen Mitarbeitern. 

Reinhard Schult: Ja, aber neben diesen 
objektiven Schwierigkeiten gab es eben 
damals wie heute den Anspruch der 
Westler, sie wüßten, wie man Politik 
macht und müßten uns das beibringen. 
Es gab zwar immerhin Kontakte aber 
eben keine wirklichen Arbeitszusam- 
menhänge. 

“telegraph’”’: Nun haben wir ja diese 
Einheit, aber eins der wesentlichen 
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Rechte, die Rundfunkfreiheit, ist weiter 
denn je. Der Westberliner Alternativ- 
sender Radio 100 ıst kaputt gemacht 
worden, der ehestens noch für unsere 
politischen Inhalte offene Sender DT64 
wird langsam erdrosselt. 
Reinhard Schult: Der Dudelfunk, der 
der Nachfolger von Radio 100 wurde, 
ist es natürlich ebenso wenig wie die 
anderen. Im Gegenteil, in der Medien- 
landschaft werden die Reste an Eigen- 
ständigkeit plattgemacht. Es gab ja auch 
in der DDR eine ganze Menge Projekte 
auf der Medienstrecke, aber wegen der 
gesetzlichen, bürokratischen und finan- 
ziellen Hürden ist es praktisch nur par- 
teiengelenkten oder reichen Leuten mit 
kommerziellen Interessen möglich, 
einen Sender zu betreiben. Man wird 
einfach sehen müssen, welche Möglich- 
keiten sich bieten. Ich denke schon, daß 
unabhängige Sender notwendig sind. 
“telegraph”: Aufrufen wollen wir ja zu 
nichts. Dies wäre die Aufforderung zu 
einer Straftat. 
Reinhard Schult: Ja, gut, das will man 
ja nicht machen. Man ist ja rechtsstaat- 
lich orientiert und trampelt fest auf der 
Grundlage der FDGO herum. Richtige 
Alternativen fallen mir auch im Moment 
nicht ein. Aber damals hat diese Aktion 
Spaß gemacht und politisch wie eine 
Bombe eingeschlagen. 

Das Gespräch führte r.l. 


"Der Schwarze Kanal" 
Die vier Sendungen des Ostberliner 


Piratensenders von 1986 (zwei 
Kasetten) kosten 25,00 DM 
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Opus Dei - 
Die heimlichen Heerscharen der Papstkirche 


Viele Ereignisse in Politik, Wirtschaft 
und Kirche werden von Beziehungen 
und Netzwerken (neudeutsch auch Seil- 
schaft genannt) hinter den Kulissen 
bestimmt. Etliches davon kommt nie 
ans Licht, manches wird nach und nach 
durchschaubarer. 


Eines der wesentlichen 
Machtnetze in der Grauzone von katho- 
lischer Kirche, Wirtschaft und Politik ist 
eine Vereinigung mit dem Namen Opus 
Dei (Werk Gottes). Diese Vereinigung 
hat den Status einer Personalprälatur. 
Das bedeutet, das sie kirchenrechtlich 
gesehen ein Bistum mit weltweiter Aus- 
dehnung ist, dessen Bischof allein dem 
Papst verantwortlich ist. Das Werk ist 
streng hierarchisch gegliedert und voll- 
ständig auf Gehorsam gegenüber dem 
jeweiligen Höherstehenden (“geistigen 
Leiter”) ausgerichtet. 

Die Mitglieder werden im 
Alter von 14 bis 16 Jahren * angespro- 
chen, in Jugendzentren integriert und 
dort mit der Opus-Dei Version des 
katholischen Glaubens indoktriniert. Sie 
verpflichten sich zu lebenslanger Armut 
im Dienst des Werkes, beichten aussch- 
ließlich bei Priestern des Opus Dei, wer- 
den zu Askese und Benutzung von 
Selbstkasteiungsinstrumenten wie Dor- 
nengürtel und Geißel angehalten und 
unterwerfen sich diversen Geheimhal- 
tungsregeln. Offizielles Ziel des Opus 
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Dei ist die Rechristianisierung des All- 
tags, die Rückbesinnung auf die alten 
katholischen Werte. Die meisten Mit- 
glieder sind Laien, nur der absolute 
innere Kreis (ca. 1500) besteht aus Prie- 
stern. Das Opus untergliedert sich in 
einen männlichen und einen weiblichen 
Zweig, die strengstens voneinander 
getrennt sind. Bei den Mitgliedern wer- 
den Vollmitglieder (Numerarier), die 
sich zu einem Leben für das Werk bei 
lebenslanger Ehelosigkeit verpflichten, 
Supernumerarier und Assoziierte unter- 
schieden. Die beiden letzteren dürfen 
nach Erlaubnis heiraten. Etwa 50% der 
weltweit ca. 80.000 Mitglieder sind ver- 
heiratet. Genaue Zahlen über die Mit- 
glieder wie auch die Mitgliedschaft ein- 
zelner werden geheimgehalten. Asso- 
zierte und Supernumerarier sind nicht 
zwangsläufig als Jugendliche rekrutiert 
worden. Es können auch Personen sein, 
die sich dem Opus Dei verpflichtet 
haben, und die dem Werk nützlich 
erscheinen. Der Gehorsam innerhalb 
des Werkes ist absolut, wenn ein “geist- 
licher Leiter” zu einem gewöhnlichen 
Mitglied “Bitte” sagt, so ist dies ein 
Befehl. 

Das Mitglied hat sich die 
Befehle seines Leiters so zu verinnerli- 
chen, das sie zu seinen eigenen werden. 
Es darf niemals sagen “... XYZ hat es 
mir befohlen”, es muß alles als eigenen 
Entschluß darstellen. Die Jugendzentren 
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des Opus Dei sind nach außen meist als 
normale christliche Einrichtungen 
getarnt, die auch oft Fördermittel erhal- 
ten, da die Verantwortlichen nichts über 
die wahre Natur dieser Zentren wissen. 
Selten findet sich im Kleingedruckten 
der Vermerk, das die geistliche Betreu- 
ung dem Opus Dei übertragen wurde. 
Das Werk betreibt auch Studentenhei- 
me, die nach außen unverdächtig sind, 
in denen aber de facto kein einziges 
Nichtmitglied wohnt. Die Abschottung 
gegenüber der Umgebung ist nahezu 
perfekt. Die Mitglieder müssen die Tat- 
sache ihrer Mitgliedschaft so lange wie 
möglich vor ihren Eltern etc. verborgen 
halten. Der Gründer des Werkes, Jose- 


_ 


Pi N 2 


dummen! 


maria Escriva de Balaguer wird mit fol- 
gendem Satz zum Thema Geheimhal- 
tung zitiert: “Vielleicht ist sie nicht die 
Spitze deiner Waffe, zumindest aber der 
Griff”. Dies ging soweit, das sich sogar 
Radio Vatikan zu einer negativen 
Bemerkung über zuviel Heimlichkeit in 
der Christenheit veranlaßt sah. 

Die eigentliche Gefährlichkeit 
des Opus Dei besteht in seinen vielfälti- 
gen unsichtbaren Einflußsphären. 


Opus Dei-Mitglieder sind nach ver- 
schiedenen Quellen in hunderten Uni- 
versitäten, Fernseh- und Radiosendern, 
Zeitungen, Banken, Großunternehmen, 
Stiftungen, Regierungen und Verwal- 


soll wg 


verdun n Religion Pr 
i u 


Stalinisten gegen Katholiken - Dogmatiker unter sıch 
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tungen weltweit tätig. Nahezu alle 
Schlüsselpositionen im Vatikan, insbe- 
sondere in der Vatikanbank und in den 
Bildungs-, Verwaltungs- und Justizin- 
stitutionen sind von Opus Dei Mitglie- 
dern besetzt. 

Nach unterschiedlichen Quellen gibt es 
mehr als zehn Bischöfe die Opus Dei 
angehören. Genau wie der Pressespre- 
cher des Vati- 
kan, der 
Direktzugang 
zum Papst hat. 
In zahlreichen 
Diözesen bele- 
gen Opus Dei . 
-Mitglieder gi 
Schlüsselstel- 
len in der inn- 
erkirchlichen 
Gerichtsbar- 
keit. Es gibt. ' 
verschiedene 
Bildungsinsti- 


Bostärsigt: 


Ropublik 


Minister für Stastssicherheit 
der Deutschen Domokratischen 


auch notwendig,da die Mitglieder einer 
Buch- und Zeitungszensur unterliegen, 
die es ihnen nahezu unmöglich macht, 
ein normales Studium zu betreiben. Es 
gibt eine Liste von grundsätzlich für 
einfache Opus-Dei Mitglieder verbote- 
nen Büchern. Diese enthält vor allem 
Literatur, die vom Opus als marxistisch, 
kommunistisch, ketzerisch oder sonst- 


Streng geheim! T: 


Bestätigrt: 


Vorsitzender dee Komitees für 
Stastssichsrheit der Union 
der Sozialistischen 

Sonjet epubliken 


ss __ Ar ee 77 1086 


J 


tutionen bis 


hin zu Univer- 
sitäten (vor 
allem in Spani- 
en und Italien), 
die direkt zum 
Opus Dei 
gehören. Dort 
lehren Opus- 
Kleriker den 
hauseigenen 
Nachwuchs 
des Werkes. 
Dies ist aus 
Sicht des Opus 
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Plan 


für die Zusammenarbeit zuischen der Hauptobteilung XX des 
Ministeriums für Staatssicherheit der Deutschen Demokratischen 
Republik und der V. Vermaltung dos Komitees für Staatssichar- 
heit der Union der Sozialistischen Sonjetrepubliken für den 
Zeitraum 1986 - 1990 


Ausgehend von den Beschlüssen des XI. Parteitages der Sozis- 
listischen Einheitspartei Deutschlands und des XXVII. Partei-- 
tages der Kommunistischen Partei der Sonjetunion konzentrieren 
sich die Hauptabteilung XX und die V. Verneltung bei der Abnehr 
der imperialistischen Konfrontationspolitik, der rechtzeitigen 


 Aufdeckung und Vereitelung der subversiven Pläne, Absichten 


und Aktivitäten des Gegners auf die gemeinsame Lösung folgender 
Hauptaufgaben: 


Arbeitsplan von KGB und MfS für die 
Zusammenarbeit 1986 bis 1990. (Auszug) 
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wie gefährlich eingestuft wird. Für 
Bücher deren Lektüre für den Besuch 
von Lehrveranstaltungen zwingend not- 
wendig ist, gibt es Zusammenfassungen, 
die von Opus-Dei Priestern angefertigt 
wurden (auch für Belletristik). In Zwei- 
felsfällen muß der oberste Leiter des 
Opus Dei, “Vater” genannt entscheiden. 


In den eigenen Universitäten des Wer- 
kes wird nun Geisteswissenschaft im 
Sinne des verknöcherten Katholizismus 
des Mittelalters gelehrt. Nebenbei wird 
dieser Geist auch noch in etlichen Ein- 
richtungen verbreitet, die zwar formal 
nicht dem Opus Dei zugehörig sınd, 
aber entweder von ihm finanziert oder 
von Mitgliedern geleitet werden. 


Von aktuellen Zeitungen etc. sind 
grundsätzlich die Finger zu lassen. 


Durchsetzung der 1984 nultilareral festgelegten operativen 
Maßnahmen zur Organisierung der Abmehrtätigkeit gegen die 
eubvereive Tätigkeit dose Vatikans, vorrangig zur 


| - Deckung dos obgestimaten Inforaationsbedarfe 


Vertiofung der Widersprüche im Vatikan vor allem hin- 
sichtlich einer ru starken Botonung der "Ostpolitik” 


- aufdeckung und Dokumentierung komprosnittierender Fekten 
zur Politik des Vatikens in der Vorgangenheit und Gegen- 
nart (Beziehungen Zu faschistischen Regimes, zu Gehein- 


diensten der NATO-Staaten u.a.) 


Beeinflussung änternetionsler religiöser Orgenieationen 
zur Verstärkung oentikatholischer Stimmungen 


Unterstützung realietischer Kröfte und Außerungen des 


Vsetikens 


verstärkte Besrbeitung von Enissären, Kurieren und 
Missionaren deo Vatikans und anderer kotholischer Zentren 


inoffizielles Eindringen bzu, Ausbeu inoffizieller 
Möglichkeiten zur Aufklärung und Bearbeitung von 


“Redio Vatiken“ 


ı 


"Opus dei“. 


Teil des Arbeitsplanes zu Kirche und Vatikan 
(Schwärzungen vom Autor) 
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Finanziell ist das Opus Dei 


eine Art Groß- 
macht. Seine 
Mitglieder sit- 
zen in vielen 
wesentlichen 
Banken im Vor- 
stand. Als der 
Vatikan 1982 
wegen der Plei- 
te der größten 
italienischen 
Privatbank, an 
der er als mit 
Abstand größter 
Minderheitsak- 
tionär über die 
Vatıkanbank 
IOR _ beteiligt 
war, kurzfristig 
Finanzproble- 
me hatte, kam 
es zu einem 
merkwürdigen 
Ereignis. Plötz- 
lich bot die IOR 
den Gläubigern 
einen Vergleich 
mit Zahlung 
von 250 Mil- 


41 


lionen Dollar an. Diese nahmen dan- 
kend an. Im gleichen Jahr wurde das 
Opus Dei zur Personalprälatur erhoben, 
was ihm vorher konsequent vom Papst 
verweigert wurde. Ganz nebenbei läßt 
sich seit dieser Zeit ein relativ starker 
Einfluß von Opus-Dei Männern auf die 
Ost- und Lateinamerikapolitik des Vati- 
kans beobachten. 

Das Opus Dei ist treibende 
Kraft hinter den Papstäußerungen zur 
Empfängnisverhütung und Abtreibung. 
Der massive Kampf gegen die Theolo- 
gie der Befreiung in Lateinamerika und 
die Bekämpfung von innerkirchlichen 
Querdenkern ist erkennbares Ziel der 
Bemühungen der Mitglieder in den von 
ihnen beherrschten Kirchengremien. 
Alles was sich an Lockerungen des 
strengen Klerusgeistes innerhalb der 
katholischen Kirche mühsam im Laufe 
der Jahrzehnte durchgerungen hat, wird 
als Abweichen von der reinen Lehre 
-Gottes bekämpft. Ziel ist die Rechristia- 
nisierung Europas unter erzkatholischen 
Vorzeichen. 

Zu diesem Zwecke wird das 
Opus Dei nun auch im Osten aktiv. Uns 
liegen Hinweise vor, das in Thüringen 
erste Anzeichen des Wirkens des Wer- 
kes zu verzeichnen sind. Priester sollen 
unter Druck gesetzt worden sein. Merk- 
würdig in diesem Zusammenhang ist 
eine Zahl. In Thüringen gibt es einen 
relativ geringe Anteil von Katholiken in 
der Bevölkerung. Trotzdem ist der weit- 
aus überwiegende Teil des gehobenen 
Verwaltungsapparates inclusive des 
kürzlich dahingegangenen Ministerprä- 
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sıidenten in Thüringen katholischer 
Konfession.... 

Hier spielt auch der Kampf 
zwischen den Bistümern Erfurt und 
Fulda eine tragende Rolle. Es geht dabei 
um die Frage, welcher der beiden 
Bischöfe nach der Zusammenlegung der 
Diözesen Bischof wird. Entweder der 
relativ liberale Erfurter oder der extrem 
konservative Fuldaer, der sich in seinem 
Bistum bereits mit Beschimpfungen von 
Homosexuellengruppen und mit seiner 
ultrapapsttreuen Haltung zur Abitrei- 
bung und Empfängnisverhütung einen 
Namen gemacht hat. Auch er soll nach 
Gerüchten angeblich Opus-Mitglied 
sein. Die Zusammenlegung wird schon 


‚seit langem geplant, aus verwaltungs- 


technischen Gründen. 

Der Fuldaer Bischof ist nun 
aber der Liebling von Johannes Paul II., 
der Erfurter ist noch relativ jung und 
agil, so das sich ein heftiger innerkirch- 
licher Machtkampf entwickelt. 

Alles was sich mit den weltli- 
chen Verstrickungen des Opus Dei 
beschäftigt, wird regelmäßig demen- 
tiert. Das Werk beschäftige sich aussch- 
ließlich mit seinen religiösen Zielen, das 
was da an sonstigen Sachen ’geschehe, 
sei Sache der einzelnen Mitglieder, 
keine Angelegenheit des Werkes. 

Bei soviel Macht und Geheim- 
nissen mußte sich zwangsläufig auch 
die Stasi für das Opus Dei interessieren. 
In einem Arbeitsplan zur Zusammenar- 
beit mit dem KGB 1986-1990 wurde 
dann auch das Opus Dei 
als Ziel von Unterwanderung und Aus- 
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spähung genannt (siehe Ausriß). 
Schenkt mensch den Gerüchten Glau- 
ben, so waren ihre Bemühungen erfolg- 
reich. Einem solchen Gerücht zufolge 
war ein Kirchenmann im Kardinalsrang 
Inoffizieller Mitarbeiter des MfS. Nach 
anderen, relativ glaubwürdigen Quellen, 
ist er gleichzeitig Mitglied im Opus Dei. 

Das Opus Dei steht momentan 
im Begriff einen neuen Rekord in der 
Kirchengeschichte aufzustellen. Ihr 
Gründer soll am 17.5.1992 in Rom 
seliggesprochen werden. Josemaria 
Escriva de Balaguer war 1979 gestor- 
ben, sein Heilig- und Seligsprechungs- 
prozeß wurde 1981 eröffnet. Zur Hei- 
ligsprechung sind zwei Wunder im 
Zusammenhang mit dem potentiellen 
Heiligen erforderlich. Eine Wunderhei- 
lung in Escrivas Fall wurde schon aner- 
kannt, die Bestätigung erfolgte maßgeb- 
lich von Opus Dei-Ärzten. Normaler- 
weise beträgt die Frist bis zur Selig/Hei- 
ligsprechung 50 Jahre bis einige Jahr- 
hunderte. Das Opus Dei betreibt diesen 
Prozeß seines Gründers mit großer 
Intensität, es möchte in den Kreis der 
Orden mit geheiligtem Gründer, wie 
z.B. die Franziskaner aufrücken. Der 
Einfluß des Opus Dei ist so stark, daß 
sogar ein Verfahren wie die Heiligspre- 
chung abgekürzt werden kann. 

Im Zusammenhang mit der 
Heiligsprechung wird sich das Opus Dei 
bemühen, ein möglichst positives 
Öffentlichkeitsbild zu erreichen. Inter- 
national erregt die erstaunlich kurze 
Frist seit dem Tod des Gründers Opus 
Dei allmählich Aufmerksamkeit. 
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Escriva forderte von seinen 
Jüngern “heiligen Zwang” und “heilige 
Unverschämtheit”. 

Dies setzen sie 
getreulich um. 


offenbar 
tt. 


* Ineiner Antwort auf die Anfrage deut- 
scher Bischöfe, ob Minderjährige Mit- 
glied des Werkes sind, der momentane 
Leiter des Werkes Prälat del Portillo 
1984, das alle Mitglieder der Prälatur 
volljährig seien. Dies ist bedingt richtig, 
aber um mit 23 Jahren die Vollmitglied- 
schaft erhalten zu können und dem 
Werk auf Lebenszeit zu dienen, muß 
man schon wesentlich früher in eines 
der Opus-Zentren eintreten, um mit 17 
jahren die einfache Zulassung von der 
Obersten Leitung in Rom zu erhalten. 

** Es gibt Gerüchte wonach sich Johan- 
nes Paul II. vor seinem leiblichen Ende 
vom Papstposten in ein polnisches Klo- 
ster zurückziehen will. Dies dürfte auch 
Einfluß auf die Position des Opus Dei 
innerhalb der Kirche haben, da Johannes 
Paul II. ein wesentlicher Förderer des 
Werkes ist. Es bleibt zu hoffen, das 
Gerüchte gelegentlich zutreffend sind. 
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Inmitten der allgemeinen Neigung der heutigen Linken in Ost und West zur Ver- 
meidung all der Fehlerdiskussionen, die erst einen Neuansatz wieder möglich 
machen würden, inmitten von Phrasendrescherei und Plattheiten, gibt es ab und zu 
auch Wunder. In einem Dezemberheft der Westberliner Autonomem-Zeitschrift 
“Interim” fanden wir einen Artikel der “Revolutionären Zellen”, in dem sie inter- 
nationalen Aktionen ihrer Gruppe in den siebziger Jahren und das allgemeine 
romantische Verständnis des Befreiungskampfes in der Dritten Welt einer scho- 
nungslosen Kritik unterziehen. Leider ist der Text sehr lang. Wir hoffen aber, daß 
unsere Leser ebenso wie wir einen Ausgleich darin empfinden, daß jede Zeile span- 
nend ist und sich übrigens auch sprachlich sehr wohltuend von dem Szenendeutsch 
unterscheidet, das heutzutage in manchen Kreisen die fehlenden politischen Inhal- 
te ersetzt. 


Gerd Albartus ist tot. 


Schlechte Nachrichten in einem Stück Zeitung 
Heute, da mir die Freunde sterben, 
sterben nur ihre Namen. 
Wie kann man hoffen, aus dieser gewalttätigen Grube, 
mehr als die Buchstaben zu erfassen, 
Schimmer von zärtlicher Schwärze, 
Pfeile bis in die vertrauten Erinnerungen? 
Nur wer außerhalb der Gefängnisse lebt, 
kann die Leichen ehren, sich reinwaschen 
vom Schmerz über seine Toten mit Umarmungen, 
mit Nagel und Träne die Grabsteine kratzen. 
Die Gefangenen nicht: Wir pfeifen nur, 
damit das Echo die Nachrichten beschwichtigt. 
Roque Dalton 


Er wurde bereits im Dezember 1987 erschossen, nachdem er von einer Gruppierung, die sich dem palä- 
stinensischen Widerstand zurechnet und für die er gearbeitet hat, vorein Tribunal gestellt und zum Tode 
verurteilt worden war. 

Wir haben die Nachricht erst etliche Zeit später bekommen. Bis dahin waren wir davon aus- 
gegangen, daß Gerd von einer Reise zu der Gruppe nicht zurückgekehrt war, weil er von den Haus- 
durchsuchungen, Fahndungen und Verhaftungen im Dezember 1987 wußte und befürchtete, bei einer 
Einreise in die BRD ebenfalls festgenommen zu werden. Versuche, über seinen Verbleib etwas in Erfah- 
rung zu bringen, blieben entweder unbeantwortet oder bestätigten uns in dieser Vermutung. Wie die mei- 


sten seiner Freunde und Freundinnen, die sich um ihn sorgten, waren wir mit zunehmender Dauer seines 
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Wegbleibens gewiß, daß er die Gelegenheit zum Anlaß genommen hatte, um sich der seit seiner Knast- 
zeit verschärften polizeilichen Überwachung und Schikane zu entziehen. Er war, davon waren wirüber- 
zeugt, abgetaucht, zwar nicht in unserem Rahmen, aber an einem gesicherten Ort und in einem politi- 
schen Zusammenhang, dem er nahestand. 

Daß es nochmals gedauert hat, bis wir uns endlich durchgerungen haben, unser Wissen um 
seinen Tod öffentlich zu machen, liegt an uns. Die Suche nach einer Antwort, die der Ungeheuerlichkeit 
des Anlasses auch nur einigermaßen angemessen gewesen wäre, ohne daß es den Falschen trifft, ist ins 
Leere gegangen. Bemühungen, über die bloße Nachricht in einem Stück Zeitung hinaus eine Form zu 
finden, die unserem Entsetzen und unserer Trauer gerecht wird, sind fehlgeschlagen. Der Weg der Ver- 
öffentlichtung ist zugleich Kapitulation vor weitergehenden Ansprüchen. 

Natürlich gab und gibt es auch Kontroversen, wem mit einer Veröffentlichung gedient ist. 
Der Vorwurf wurde laut, daß wir lediglich dem Zeitgeist Tribut zollen und ausgerechnet in einem 
Moment reinen Tisch machen, wo die Abrechnung mit linker Geschichte fast schon eine Frage des guten 
Geschmacks ist. Der Text würde uns auf die eigenen Füße fallen, weil damit doch bloß die sattsam 
bekannten Klischees über die Spirale der Gewalt innerhalb bewaffnet kämpfenden Gruppen zusätzliche 
Nahrung erhielten. Überdies wurde vor einer Schwächung der Palästina-Solidarität gewamt. Eine derar- 
tige Nachricht, so differenziert sie auch vorgetragen würde, müsse zwangsläufig auf den gesamten palä- 
stinensischen Widerstand zurückfallen, weil kaum jemand imstande ist, das Geflecht der palästinensi- 
schen Organisationen und Fraktion zu durchschauen, und wir selbst auch keine detaillierten Informatio- 
nen über die konkreten Zusammenhänge beisteuem könnten. Dies aber sei vor dem Hintergrund des 
Golfkriegs und einer politischen Debatte, die sich auf die blödsinnige Altemative: Israel ja oder nein 
zugespitzt habe, ein Signal in die verkehrte Richtung. Und schließlich müsse uns bewußt sein, daß eine 
derartige Veröffentlichung eine Welle von Reaktionen auslösen würde, deren ganzes Ausmaß wir weder 
überschauen noch verantworten könnten. 

Wir haben uns über all diese Einwände, auch wenn sie uns lange haben zögem lassen, letzt- 
endlich hinweggesetzt. Die berechtigte Sorge, der falschen Seite in die Hände zu arbeiten, darf nicht zum 
bequemen Freibrief werden, jeglichen Dreck unter den Teppich zu kehren. Sie war schon zu oft bloßer 
Vorwand, um das eigene Schweigen zu legitimieren. Vielleicht müssen wir umdenken, müssen lernen, 
daß Schwindel und Selbsttäuschung weit mehr zu unserem Scheitem beitragen als die offen geführte 
Kontroverse um unsere intemen Widersprüche, selbst auf die Gefahr hin, daß der Gegner sich dies zunut- 
ze macht. Wer von Befreiung träumt, von den Schattenseiten des Befreiungskampfes aber nichts wissen 
will, hängt naiven Revolutionsvorstellungen nach, die dessen Wirklichkeit nicht standhalten. Wir wollen 
uns nicht an Legenden und Bilder klammem, die weniger unseren Erfahrungen als vielmehr naiven Pro- 
jektionen oder aber handfesten Verdrängungen geschuldet sind. Wem nützen wir damit, wenn wir unter 
dem Banner des Internationalismus eine falsche Einheit vorgaukeln, während hinter den Kulissen die 
Gegensätze aufeinanderprallen. Nur wenn wir uns illusionslos mit den tatsächlichen politischen und ideo- 
logischen Widersprüchen auseindersetzen, werden wir mit ihnen umzugehen wissen, sobald wir damit 


konfrontiert werden. 
Es geht uns auch nicht um Enthüllung oder Anprangerung, selbst wenn wir nicht verhindem 
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können, daß von dem Text in einer Weise Gebrauch gemacht werden wird, die uns jetzt schon anwidert. 
Die Befürchtung, wir könnten der falschen Seite Munition liefern, teilen wir nicht. Diese Seite war gera- 
de in der jüngsten Zeit nicht schlecht gewappnet, und wo ihr die Munition ausging, konnte sie sich in den 
Archiven der Stasi nach Belieben bedienen. Wer uns eins auswischen will, braucht nicht auf unsere Vor- 
gabe zu warten, sondem entscheidet selbst, wann die Gelegenheit günstig ist - egal, ob es stimmt. Und 
falls wir den Bullen tatsächlich neue Erkenntnisse offenbaren, so hat dies allenfalls zur Folge, daß ein 
Zielfahndungskommando aufgelöst werden kann. 

Der Sinn der Veröffentlichung ist denkbar einfach: Wir wollen verhindem, daß ein Genos- 
se, der uns wichtig ist, spurlos verschwindet. Wir wollen uns dem Eindruck widersetzen, als könne einer 
. der unseren ohne Widerspruch umgebracht werden, selbst wenn uns die Mittel fehlen, dies zu vergelten. 
Wir wollen jeglichen Funken an Zweifel auslöschen, daß es für diese Entscheidung irgendeine Recht- 
fertigung gibt, die mit unseren Maßstäben in Einklang steht. Und wir wollen endlich, endlich dem grau- 
sig-grotesken Zustand ein Ende bereiten, daß seine Angehörigen, Freunde und Freundinnen weiterhin in 
der falschen Gewißheit leben, er sei, wenn auch weg und unauffindbar, ın Sicherheit. 

Für uns steht Gerds persönliche Integrität außer Frage. Über die Vorhaltungen, die die Grup- 
pe ihm gemacht hat, haben wir nur vage Informationen, aber auch ein Mehr an Details könnte uns nicht 
in der Gewißheit erschüttem, daß es kein einziges Argument gibt, das seine Erschießung erklärt. Was 
immer die Motive derer gewesen sein mögen, die ihn umgebracht haben - sie liegen jenseits seiner Per- 
son. 

Im Gegenteil - es gehört zu den makaberen Paradoxien dieser Geschichte, daß Gerd, in des- 
sen politischer Biographie die praktische Unterstützung des palästinensischen Widerstands durchgängig 
eine zentrale Rolle eingenommen hat, ausgerechnet einer jener Gruppen zum Opfer gefallen ist, die sich 
als Teil dieses Widerstands begreift. 


Unser Wissen über die Gruppe wie über Gerds Verhältnis zu ihr ist begrenzt. Die Verbindungen gehen 
zurück auf einen Abschnitt unserer Geschichte, unter den wir aus politischen Gründen schon vor etlichen 
Jahren einen Schlußstrich gezogen hatten. Ob und inwieweit sich die Zusammenhänge in der Zwi- 
schenzeit auch dort geändert haben, überschauen wir nicht. 

Gemeint ist die Zeit nach der gescheiterten Gefangenenbefreiung Ende Juni 1976. Damals 
hatte ein vierköpfiges Kommando, dem neben zwei Palästinensem auch zwei Mitglieder der RZ, Bri- 
gitte Kuhlmann und Wilfried “Bonni’ Böse, angehörten, einen Airbus der Air-France in seine Gewalt 
gebracht und die Freilassung von mehr als 50 GenossInnen gefordert, die zum überwiegenden Teil in 
israelischen und westdeutschen Knästen gefangengehalten wurden. An Bord der Maschine, die in Tel- 
Aviv gestartet und auf dem Flug nach Paris in Athen zwischengelandet war, bevor sie von dort aus nach 
Entebbe umdirigiert wurde, befanden sich über 250 Passagiere, unter ihnen etwa 100 israelische Staats- 
bürger oder Juden anderer Nationalität. Nachdem die nicht-jüdischen Passagiere innerhalb weniger Tage 
freigelassen worden waren, verlängerte das Kommando sein Ultimatum, um weitere Verhandlungen zu 
ermöglichen. Diese Zeitspanne nutzte die israelische Regierung, um eine militärische Lösung vorzube- 
reiten. In der Nacht zum 4. Juli 1976 überfiel eine Spezialeinheit den Flughafen von Entebbe und berei- 
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tete der Geiselnahme ein blutiges Ende. Das Kommando kam dabei ums Leben, von den Gefangenen, 
deren Freilassung gefordert worden war, kein einziger frei. 

Es hat Jahre gedauert, ehe wir diesen Rückschlag verkraftet hatten. Unter dem Eindruck des 
Verlustes der Freunde waren wir zunächst unfähig, die politische Dimension der Katastrophe zu ermes- 
sen, die Entebbe für uns bedeutete. Anstatt wahrzunehmen, was uns vorgehalten wurde, nämlich daß wir 
als Organisation an einer Operation teilhatten, in deren Verlauf israelische Staatsbürger und jüdische Pas- 
sagiere anderer Nationalität ausgesondert und als Geisel mitgenommen worden waren, beschäftigten wir 
uns vor allem mit dem militärischen Aspekt der Aktion und ihrer gewaltsamen Beendigung. Das Kalkül 
des Regimes sollte nicht aufgehen. Um zumindest die Option auf die Befreiung gefangener GenossInnen 
offenzuhalten, mußten wir handeln und durften uns nicht von den alarmierenden Nachrichten über den 
Ablauf der Geiselnahme und die Rolle unserer GenossInnen darin blockieren lassen. Die Meldung, es sei 
ausgesondert worden, hielten wir ebenso für ein Produkt psychologischer Kriegsführung wie die Behaup- 
tung, daß sich die deutschen Mitglieder des Kommandos dabei besonders hervorgetan hatten. Wir kann- 
ten Brigitte und Bonni als Antifaschisten, und wir wußten um ihre Motive, sich an der Aktion zu beteili- 
gen. Unser Begriff von Solidarität verbot Kritik an den GenossInnen;eine Diskussion über Fehler wehr- 
ten wir ab, als ob Solidarität nicht prinzipiell das Risiko umfaßt, daß einzelne GenossInnen Fehler 
machen. 

Ähnlich vordergründig blieb die Diskussion, wo es um die Suche nach Gründen für das 
Scheitem der Aktion ging. Zu mehr als Manöverkritik waren wir nicht imstande. Wir beklagten, daß die 
ursprünglichen Planungen und Absprachen nicht eingehalten worden waren und daß der faktische Ablauf 
auf den Kopf gestellt hätte, was eigentlich vorgesehen war. Wir kritisierten, daß die Aktion, die aus unse- 
rer Sicht einzig und allein einen pragmatischen Zweck verfolge, nämlich die sofortige Freilassung poli- 
tischer Gefangener, im Verlauf ihrer Dauer mehr und mehr den Charakter einer Propagandaaktion ange- 
nommen hatte, die sich vor allem Idi Amin zunutze zu machen verstanden hätte. Wir erhoben den Vor- 
wurf, daß dem Kommando im Zuge der Operation die Befehlsgewalt entzogen worden war und die 
GenossInnen nach der Landung in Entebbe bloß noch die Weisungen zu befolgen hatten, die an anderer 
Stelle und femab des Geschehens ausgegeben wurden. Wir fanden uns schließlich ab mit dem Verweis 
auf die besondere Dynamik militärischer Operationen, auch wenn unser Vertrauen in eine direkte inter- 
nationale Zusammenarbeit als besondere Qualität eines praktischen Antiimperalismus an seine Grenzen 
gestoßen war. 

Daß die Grenzen dieser Zusammenarbeit nicht technischer oder taktischer, sonder politi- 
scher Art waren, sahen wir nicht, obwohl Stoßrichtung und Verlauf der Aktion eine deutliche Sprache 
sprachen. Das Kommando hatte Geiseln genommen, deren einzige Gemeinsamkeit darin bestand, daß 
sie Juden waren. Soziale Merkmale wie Herkunft oder Funktion, die Frage der gesellschaftlichen Stel- 
lung oder der persönlichen Verantwortung, also Kriterien, die wir eigentlich unserer Praxis zugrunde- 
legten, spielten in diesem Fall keine Rolle. Die Selektion erfolgte entlang völkischer Linien. Daß die ein- 
zige Geisel, die die Flugzeugentführung nicht überlebte, ausgerechnet eine ehemalige KZ-inhaftierte war, 
ging zwar nicht unmittelbar zu Lasten des Kommandos, lag aber nichtsdestoweniger in der Logik der 
Aktion. Was gut ein Jahr später, im Fall Mogadischu, selbst unter Linksradikalen eine Welle der Kritik 
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auslösen sollte, nämlich, daß eine willkürliche Gruppe deutscher Urlauber zur Verhandlungsmasse 
wurde, darüber setzten wir uns im Fall Entebbe hinweg, obwohl der Verlauf der Aktıon die einfachsten 
Grundsätze revolutionärer Politik und Moral, die wir sonst für uns in Anspruch nahmen, auf den Kopf 
gestellt hatte. Die entsetzliche Drohung, daß jeder, der israelisches Grundgebiet betritt, wissen muß, wel- 
ches Risiko er auf sich nimmt und daß er dieses selbst zu verantworten habe, war blutiger Emst gewor- 
den. 
Entebbe war kein Einzelfall, wohl aber der Kulminationspunkt einer Entwicklung, in deren 
Verlauf wir uns mehr und mehr von dem entfemt hatten, wofür wir mal angetreten waren. Vergessen 
waren die Sätze, die Ulrike Meinhof knapp zehn Jahre zuvor aus Anlaß des Sechs-Tage-Kriegs geschrie- 
ben hatte: “Es gibt für die europäische Linke keinen Grund, ihre Solidarität mit den Verfolgten aufzu- 
geben, sie reicht in die Gegenwart hinein und schließt den Staat Israel mit ein.” Der schwarze Septem- 
ber der Palästinenser, die israelischen Luftangriffe auf die Flüchtlingslager, das Massenelend in den 
besetzten Gebieten, das Regime des Schreckens, das die Besatzungsmacht dort ausübte, die Berichte aus 
den israelischen Gefängnissen waren uns Grund genug und zugleich Vorwand, unser Wissen über Aus- 
chwitz in den Hintergrund zu drängen. Wir machten uns die Losungen des palästinensischen Befrei- 
ungskampfs zu eigen und setzten uns darüber hinweg, daß unsere Geschichte eine vorbehaltlose Partei- 
nahme ausschloß. Wir interpretierten den Konflikt mit den Kategorien eines an Vietnam geschulten Anti- 
imperialismus, mit denen er nicht zu ermessen war. Wir sahen Israel nicht mehr aus der Perspektive des 
nazistischen Vemichtungsprogramms, sondem nur noch aus dem Blickwinkel seiner Siedlungsge- 
schichte. Israel galt uns als Agent und Vorposten des westlichen Imperialismus mitten in der arabischen 
Welt, nicht aber als Ort der Zuflucht für die Überlebenden und Davongekommenen „der eine Notwen- 
digkeit ist, solange eine neuerliche Massenvemichtung als Möglichkeit von niemandem ausgeschlossen 
werden kann, solange also der Antisemitismus als historisches und soziales Faktum fortlebt. Die drama- 
tische Tatsache, daß dieses Sicherheitsbedürfnis der Juden scheinbar nur gegen die Palästinenser zu rea- 
lisieren ist, stürzte uns nicht in ein unlösbares Dilemma, wir nahmen sie vielmehr zum Anlaß, uns bedin- 
gungslos auf die Seite derer zu schlagen, die in unseren Augen die Schwächeren waren. Wo wir unter 
anderen Vorraussetzungen auf der Unterscheidung zwischen oben und unten beharrten, sahen wir im 
Nahen Osten vor allem gute und schlechte Völker. Am Patriotismus der Palästinenser kritisierten wir 
allenfalls dessen Pathos, obwohl uns nicht zuletzt die Geschichte Israels ein wamnendes Beispiel hätte 
sein müssen, daß die Verwirklichung der palästinensischen Maximalforderungen nicht das Ende von 
Ausbeutung und Unterdrückung, sondem lediglich deren Verewigung unter anderen Vorzeichen bedeu- 
ten würde. Leid und durchlebte Verfolgung bieten keinen Schutz davor, daß Menschen zu Ungeheuern 
werden, sobald sie sich als Staatsvolk zusammenballen. Wo zwei ethnische Gemeinschaften Ansprüche 
auf dasselbe Stück Land erheben, gibt es keine revolutionären Lösungen. So begreiflich die Schlußfol- 
gerungen waren, die die Palästinenser aus ihren Erfahrungen der Vertreibung und Verfolgung gezogen 
hatten - wir konnten sie in der Konsequenz nicht teilen, ohne in einen unauflöslichen Widerspruch zu 
unserer Geschichte wie zu unserem politischen Selbstverständnis zu geraten. Die legitime und notwen- 
dige Knitik an der israelischen Besatzungspolitik sowie die selbstverständliche Solidarität mit dem 


Widerstand der Palästinenser waren umgeschlagen in die Bereitschaft, jüdische Passagiere gleich wel- 
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cher Staatsangehörigkeit für den Terror und die Grausamkeiten des israelischen Regimes haftbar zu 
machen und damit sozialrevolutionäre Maßstäbe gegen die der Sippenhaft einzutauschen. Das Ausmaß 
an historischer Amınesie und an moralischer Desintegration, das in dieser Bereitschaft zum Ausdruck 
kommt, ist die schwerste Hypothek, mit der unsere Geschichte belastet ist. 

Es gibt eine Reihe von Gründen, die diese fatale Entwicklung erklären. Faktoren wie 
Mißtrauen und Zweifel uns selbst gegenüber, die wir aus dem reichen Norden kamen, oder Opportunis- 
mus angesichts der Möglichkeiten, die die Zusammenarbeit mit palästinensischen Organisationen bot, 
spielten dabei sicherlich ebenso eine Rolle wie der Handlungsdruck, unter dem wir aufgrund der Islola- 
tionsbedingungen in den westdeutschen Knästen standen, oder aber die Tatsache, daß wir mit unserem 
Begriff von Antizionismus nur Teil einer historischen Strömung waren, die fast alle Fraktionen der dama- 
ligen Linken erfaßt hatte. Aber so plausibel all diese Gründe auch sein mögen - sie entschuldigen nicht, 
daß wir in dieser Zeit enorme Fehler gemacht haben, Fehler, die nicht hätten passieren dürfen. 

Wir können nicht für uns in Anspruch nehmen, daß wir all dies bereits damals, in den ersten 
Monaten nach Entebbe, so gesehen hätten. Statt in einer grundlegenden Debatte Logik, Ablauf und 
Resultat der Aktion einer schonungslosen Analyse zu unterziehen und daraus Schlußfolgerungen für 
unsere weitere Praxis zu ziehen, gaben wir uns mit halbherziger Kritik zufrieden. Die naheliegende Kon- 
sequenz, wieder an dem anzuknüpfen, wofür unsere Politik in der BRD stand, nämlich die Onentierung 
auf die sozialen und politischen Bewegungen im Lande, zogen nur einige. 

Dennoch ist auch richtig, daß die Erfahrung von Entebbe tiefe Spuren hinterlassen hat. Der 
markige Satz von der Karawane, die weiterzieht, während die Hunde bellen, war mehr Spruch als daß er 
unserer Realität beschrieb. Das Wissen um die Katastrophe wirkte wie ein permanent schwelender Treib- 
satz fort, der uns immer wieder selbstkritische Diskussionen abverlangte, in denen wir an der Wahrheit 
nicht vorbeikamen. Die mehr unterschwellige als offene Auseinandersetzung hatte nicht nur Brüche in 
persönlichen Freundschaften zur Folge, sie hat auch an die Fundamente unseres politischen Konzepts 
gerührt. Selbst wenn wir nicht im einzelnen auseinanderhalten können, in welchen Punkten die Erfah- 
rung eine ursächliche Rolle gespielt hat oder wo sie lediglich den Hintergrund zu völlig anderen Diskus- 
sionen und Entscheidungen abgab - daß sie zentrale Bedeutung in der Bestimmung jener Positionen hatte, 
die unsere Politik in den folgenden Jahren geprägt haben, steht außer Frage. So berechtigt es also ist, uns 
einen Mangel an Bewußtheit zum Vorwurf zu machen, so falsch wäre es, zu negieren, daß sich Entebbe 
- und sei es nur in Form des schleichenden Gifts einer Lebenslüge - dauerhaft in unserem politischen 
Selbstverständnis niedergeschlagen hat. 

Daß wir seitdem nichts mehr untemommen haben, was auf israelische Einrichtungen zielte, 
ist uns erst wesentlich später aufgefallen. Wo das Thema auf der Tagesordnung stand, haben wir nach 
westdeutschen Stellen gesucht, die von der Politik Israels profitierten. Die Behandlung palästinensischer 
Flüchtlinge durch die bundesdeutschen Asylbehörden verfolgten wir genauer als das Drama der Auf- 
standbekämpfung in den besetzten Gebieten. Statt mißverständlicher Aktionen haben wir gar keine 
Aktionen gemacht, wenn wir Bedenken hatten, ob sie vielleicht antijüdisch waren oder zumindest so hät- 
ten ausgelegt werden können. Wir hatten allen Grund zur Zurückhaltung, wenn wir uns mit Motiv und 
politischem Gehalt des Antizionismus beschäftigten. Die Gewißheit, daß auch wir als Linke nicht gegen 
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antisemitische Ressentiments gefeit sind, die notdürftig mit nationalrevolutionären Definitionen kaschiert 
werden, hat uns praktisch blockiert. Das Dilemma der politischen Abstinenz, das sich daraus ergab, schi- 
en einigen von uns eher dahingehend auflösbar, daß wir den Begriff der NS-Kontinuität und unser Leben 
in diesem Land zum Anlaß nahmen, nach Spuren jüdischen Widerstands gegen die nationalsozialistische 
Neuordnung zu suchen und uns darauf zu beziehen, als daß wir zwecks Legitimation und Befriedigung 
des eigenen Handlungsbedarfs politisch fatale Analogien zogen, wie dies in manchen Dokumenten des 
linken Antizionismus geschieht. 

Eine weiter Konsequenz war der allmähliche Rückzug aus den intemationalen Kontakten. 
Allmählich, weil es alte, auch emotionale Verbindungen gab und weil wir uns selbst schwertaten, mit 
jenen Begriffen und ideologischen Konstrukten zu brechen, die eine Aktion wie Entebbe überhaupt mög- 
lich gemacht hatten. In diesem Prozeß hat sich ein Politikverständnis artikuliert und geformt, das sich 
fundamental von dem der Gruppe unterschied, mit der wir bis dahin zusammengearbeitet hatten. Diffe- 
renzen, die wir lange Zeit ignoriert oder der Unterschiedlichkeit von Bedingungen bzw. unserem Metro- 
polenstatus zugeschrieben hatten, erwiesen sich nun als knallharte Widersprüche, für die sich kein 
gemeinsamer Nenner mehr fand. Der Anspruch, aus unterschiedlichen Positionen heraus solidarisch zu 
handeln, stieß an seine Grenzen. 

Die Zusammenarbeit mit jener Gruppe basierte auf einem Begniff von Antiimperialismus, 
der soziale Befreiung unmittelbar an die Erlangung staatlicher Souveränität koppelte. Die Beendigung 
der Fremdherrschaft, so dachten wir, sei gleichbedeutend mit dem Beginn der sozialen Revolution. Da 
die Befreiungsorganisationen das um seine Unabhängigkeit kämpfende Volk repräsentierten, waren sie 
der direkte Adressat internationaler Solidarität. Daß die Machtübemahme den soziale Gehalt der Revo- 
lution in fast allen Fällen eher zerstörte als entfaltete, daß sich die Führer der Befreiungsbewegungen, 
kaum hatten sie die Kommandoposten in den jungen Nationalstaaten besetzt, als Protagonisten bnutaler 
Entwicklungsdiktaturen gebärdeten, daß von der frisch gewonnenen Unabhängigkeit vor allem die alten 
Kader profitierten, während das anhaltende Massenelend einer neuen Erklärung bedurfte, daß sich - kurz 
gesprochen - die ganze Dialektik von nationaler und sozialer Befreiung vor allem für die neuen Macht- 
haber rechnete und daß dies keine Frage von Verrat oder kormupter Moral war, sondern dem Wesen der 
Staatsgründung entsprach - all das paßte nicht in unser Bild eines homogenen Befreiungsprozesses und 
wurde deshalb ausgeblendet. Erst in dem Maße, wie nach vollzogener Nationwerdung neue Kämpfe aus- 
brachen, wie sich vielfältigste Formen sozialer Gegenmacht artikulierten, deren antagonistischer Kon- 
trahent der Komplex von Gewalt und Verwertung war, den jener Staat verkörperte, waren wir imstande, 
den Mythos nationaler Unabhängigkeit und den ihm immanenten, alle Differenzen homogenisierenden 
Volksbegriff zu relativieren. Wir mußten zur Kenntnis nehmen, daß das Spektrum sozialer Bedürfnisse 
und Interessen nicht in den Befreiungsorganisationen aufging und daß die Dimension des Geschlechter- 
und des Klassenkampfes selbst im Prozeß antiimperialistischer Befreiung keinen Moment lang ihre 
Bedeutung verloren hatte. Wir durften uns mit den völkisch-ethischen Parolen nicht zufrieden geben, auf 
denen das unartikulierte Miteinander von KämpferInnen und Kommandanten basierte, waren es doch 
gerade jene, die als Kader unter den Bedingungen des Krieges die Instanzen und Formen zukünftiger 
Ausbeutung und Zurichtung schufen. Wir konnten nicht länger ignorieren, daß es wiederum die Männer 
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waren, die in Gestalt des bereiten Nationalstaates die Schaltstellen der Verwertung besetzen und damit 
zugleich einen emeuten Anlauf unternahmen, die Kontrolle über die Frauen und die Reproduktion 
zurückzugewinnen. Wir mußten den Mythos des Volkskriegs auf seine revolutionären Qualititäten hin- 
terfragen und ihn in seiner Doppelheit als Moment der Befreiung und als Form zerstörerischer Rationa- 
lisierung neu begreifen - einer Rationalisierung, zu deren ersten Opfem die Flüchtlinge ebenso gehörten 
wie die Frauen und Kinder in den Auffanglagem an den Grenzen zu den umkämpften Gebieten. Wir 
mußten - kurzum - brechen mit allen Facetten des leninistisch-stalinistischen Verständnisses nationaler 
Befreiung, das von Beginn an die Politik der KOMINTERN bestimmt und das wir uns im Zuge der 
Rezeption des Marxismus-Leninismus Anfang der 70er Jahre eingehandelt hatten. 

Es ist dies kein Vorwurf oder eine Denunziation jener, mit denen wir damals zusammen 
gekämpft haben, sondem das - sicherlich sehr pauschale - Resümee einer Erfahrung. Es ist eine Kritik an 
falschen Harmonievorstellungen, wie wir sie lange Zeit gehabt haben und die hier vor allem von seiten 
antiimpenalistischer Gruppierungen ungebrochen genährt werden. Die Selbstverständlichkeit, mit der 
jede revolutionäre Gruppe oder Bewegung internationale Solidarität auf ihre Fahnen schreibt, steht im 
Widerspruch zu den Schwierigkeiten, sie einzulösen. Existenz und Gewalt des gemeinsamen Gegners 
reichen nicht aus, um die Gegensätze und Konflikte in den eigenen Reihen einzudämmen. Immer wie- 
der brechen auch hier Antagonismen auf, die ihre Ursache in der Unterschiedlichkeit von Interessen und 
Zielvorstellungen oder in selbst errichteten ideologischen Barrieren haben. Immer wieder kommt der 
Moment, wo das, was die eine Gruppe für unbedingt richtig und notwendig hält, in den Augen der ande- 
ren schädlich und falsch ist. Daraus ergeben sich - trotz des Anspruchs auf Gemeinsamkeit im Handeln 
und Geschlossenheit vor dem Gegner - schärste Auseinandersetzungen, die bis zur Selbstzerfleischung 
reichen können. Über den Ausgang solcher Kontroversen innerhalb des revolutionären Lagers aber ent- 
scheiden nicht der gute Wille und die bessere Absicht, darüber entscheiden - wie sonst auch - die Macht- 


verhältnisse. 


Gerd hatte in der Zeit nach Entebbe im Knast gesessen. Er war bei dem Versuch, ein Kino in Brand zu 
stecken, in dem der Film über die Flugzeugentführung seinerzeit lief, von einer Observationstruppe beob- 
achtet und einen Tag später - im Januar 1977 - verhaftet worden. Vom Düsseldorfer Oberlandesgericht 
wurde er wegen versuchter Brandstiftung und Mitgliedschaft in den RZ zu fünf Jahren Knast verurteilt. 
Als er Ende 1981 wieder rauskam, traf er bei uns auf eine gänzlich veränderte Situation. Den Bruch, den 
wir mit diesem Teil unserer Geschichte vollzogen hatten, hat er für sich nie akzeptiert. 

Er teilte die Kritik anderer GenossInnen, mit denen es aufgrund der von uns beschlossenen 
Loslösung aus den intemationalen Verbindungen harte Auseinandersetzungen gab, die bis hin zur Tren- 
nung gingen. Die Reduktion auf den eigenen Zusammenhang empfand er als Schwächung, die Betonung 
der politischen Differenz als Spaltung. Der Preis, den wir für die Hervorkehrung unserer Autonomie 
bezahlten, sei das Verschwinden in der Bedeutungslosigkeit. Der freiwillige Verzicht auf die Umsetzung 
eines konkreten Antiimperialismus mache nicht nur unseren revolutionären Anspruch zur Farce, er 
komme zugleich einer Kapitulation vor ganz praktischen Anforderungen wie der Erhaltung der Option 
auf Gefangenenbefreiung, der Sicherung von Rückzugsmöglichkeiten oder der Bewahrung eines 
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bestimmten Aktionsniveaus gleich. Es sei ein Fiktion zu glauben, die RZ könnten aus eigener Kraft den 
Aufgaben nachkommen, die wir uns gestellt hätten. Überdies werde der Bruch einen Verlust an subjek- 
tiver Radikalität zur Folge haben; er sei jetzt schon eher unserer Kleinmütigkeit als einer wirklichen Not- 
wendigkeit geschuldet. Für den trügerischen Vorteil einer “reinen Weste” hätten wir die RZ auf das 
Niveau linker Kleingruppenmilitanz gebracht und den Guenilla-Anspruch über Bord geworfen. Unsere 
“Selbstkritik” in Sachen Entebbe und danach sei ein Dokument verlogener doppelter Moral, die nur halt- 
bar sei, weil wirandere Realitäten aus unserer Wahrnehmung vollkommen ausblendeten. Es sei ein ver- 
kehrtes Wunschbild und zugleich zynisch gegenüber tatsächlichem Leiden, wenn wir revolutionär sein 
und selbst vor allem saubere Finger behalten wollten. Politik funktioniere nicht nach den Maßstäben zwi- 
schenmenschlicher Moral. Der Bruch, so prophezeite er uns, würde das rasche Ende der RZ einleiten. 

Gegenüber unserer Entscheidung hielt Gerd fest an der Idee eines unmittelbaren Bezugs auf 
den palästinensischen Widerstand, nicht zuletzt, weil er sich von der dort erfahrenen Solidarität und sub- 
jektiven Radikalität angezogen fühlte. Daß diese Entschlossenheit von zutiefst masochistischen Ver- 
kehrsformen durchsetzt war, war ihm in der ganzen Widersprüchlichkeit bewußt und hinderte ihn, sich 
definitiv für ein Leben in diesen Strukturen zu entscheiden. Er versuchte, der Unterschiedlichkeit von 
Zielsetzungen und Anforderungen in seiner Person gerecht zu werden. Trotz der Widersprüche, die sich 
daraus zwischen ihm und uns ergaben, empfanden wir es auch als Stärke, daß er in Gegensätzen denken 
und Spannungen aushalten konnte, die sich nicht zuletzt aus der Ambivalenz und Gebrochenheit metro- 
politaner Subjektivität ergeben. Wo wir uns auf das scheinbar sichere Terrain einer politischen Praxis 
zurückgezogen hatten, die wir für überschaubar hielten, suchte er umfassendere Lösungen. Wo uns 
Zweifel, Fragen, Unsicherheiten zurückhielten, schlug er sich durch nach dem Motto: “Scheißegal, muß 
laufen’. Er bewahrte die alten Kontakte, weil eres wollte und weil er sich den GenossInnen dort gegenü- 
ber in der Verantwortung wußte, vielleicht aber auch in der unausgesprochenen Erwartung, daß wir uns 
eines Tages eines Besseren besinnen würden und er die abgebrochenen Kontakte wieder knüpfen könn- 
te. Wenn wir ihn auf eine definitive Entscheidung festnageln wollten, hat er sich entzogen. Er beharrte 
auf seinem eigenen Weg - gegen totalitäre Gruppenansprüche, gegen alle Vereinnahmungsversuche, von 
welcher Seite denn auch. Er hat sich verweigert, wo der schmale Grat von Verbindlichkeit hin zu Regle- 
mentierung überschritten wurde. Wir hatten unsere Schwierigkeiten damit und haben ihn trotzdem gera- 
de deswegen geliebt. Die Art und Weise, wie er seine Überzeugung lebte, hat uns immer auch fasziniert, 
gerade weil sie uns in der Form fremd war. 

Er ließ sich auf keine Sache absolut zwingen, selbst wenn sie ihm noch so richtig erschien. 
Wer ihn kannte, weiß um die tausenderlei Geschichten, auf die er sich einließ, ohne sich auf sie reduzie- 
ren zu lassen. Dem Puritanismus und Rigorismus mancher Linker, die irgendwann darüber lamentieren, 
daß sie einen Teil ihres Lebens der Revolution geopfert haben, mißtraute er zutiefst. Was bei oberfläch- 
licher Betrachtung den Eindruck von Unstetigkeit erweckt haben mag, war die Lust, in Widersprüchen 
zu leben, die geboren war aus der Gewißheit, daß der geradlinige Weg mathematisch zwar die kürzeste 
Verbindung zwischen zwei Punkten, politisch aber mit Sicherheit nicht der schnellste und beste Weg 
zum Erfolg ist. Was links und rechts dabei herunterfällt, könnte sich später als unentbehrlich und nicht 


ersetzbar erweisen. Die Vereinbarung von scheinbar Gegensätzlichem und die Selbstbehauptung gegen 
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alles, was andere und anderes ausschließt, war seine Antwort auf die Frage, wie ein Leben ım Antago- 
nismus zu den herrschenden Verhältnissen unter metropolitanen Bedingungen überhaupt möglich ist. 

Daß er mit dieser Auffassung, die er nicht propagierte, sondern lebte, überall aneckte, kann 
man sich vorstellen, wenn man sich die ganze Palette seiner Tätigkeiten vergegenwärtigt, die sein Leben 
nach dem Knast ausmachten. Er arbeitete als Angestellter der Grünen im Europa-Parlament und verfaß- 
te Reportagen für den WDR, in denen er sich gleichermaßen mit Fragen der Sicherungsverwahrung wie 
mit verbotenem Glücksspiel oder Triathlon auseinandersetzte. Er engagierte sich in der Knastgruppe, 
schrieb und besuchte gefangene GenossInnen, wirkte mit bei der Gründung der Zeitung “Bruchstücke” 
und pflegte zugleich in einträglicher Weise seine Kontakte zu ehemaligen Mitgefangenen, die inzwischen 
auf freiem Fuß waren. Er lebte offensiv als Schwuler, organisierte Veranstaltungen zum Thema AIDS 
und genoß die Schwulenszene auf Ibiza. Er veröffentlichte Texte über die Politik Israels und übemahm 
Aufgaben, die sich aus seinen internationalen Kontakten ergaben. Er lebte mitten in der Düsseldorfer 
Politszene und entzog sich ihr, wenn ihm der legale Handlungsrahmen zu eng wurde. Er kniisierte die 
Halbherzigkeit der RZ und half uns vorbehaltlos, wo es in seinen Möglichkeiten stand. Er hat bei vielen 
Erwartungen geweckt und zwangsläufig nur einen Teil erfüllt. Wer ihn ganz wollte, wurde immer auch 
enttäuscht. 

Als Gerd im November 1987 zu einem Treffen mit der Gruppe fuhr, tat er dies auf eigenes 
Drängen. Die Tatsache, daß ihm unmittelbar nach seiner Ankunft der Prozeß gemacht wurde, muß ıhn 
vollkommen unvorbereitet getroffen haben. Er kann sich keines Fehlers, keines Versäumnisses bewußt 
gewesen sein. Anderfalls hätte er die Reise mit größeren Bedenken angetreten, weil er sich über den 
Kodex und die Regeln der Gruppe keinerlei Olusionen machen konnte und sie akzeptierte. 

Wir wollen keine Spekulationen anstellen über die Beweggründe derer, die seinen Tod zu 
verantworten haben. Offensichtlich ist nur, daß hier Maßstäbe aufeinanderprallen, die zweierlei Welten 
entstammen. Unter Bedingungen, die von der Logik des Krieges diktiert werden, zählen unbedingte 
Gefolgschaft und Bereitschaft zur Unterordnung, dort stoßen Ansichten und Verhaltensweisen, die nicht 
mit den gewohnten Mustem übereinstimmen, auf Mißtrauen und Ablehnung. Wo das alltägliche Leben 
von militärischen Angriffen, vom permanenten Ausnahmezustand, von Ausgangssperren, Verhaftungen 
und Folter bestimmt ist, sind die Fronten klar. Dort ist wenig Raum für Ambivalenzen, die der metropo- 
litanen Herkunft geschuldet sind, dort muß die Frage nach der eigenen Person fast lächerlich klingen. 
Was hier als Suche, als Probieren, als Ringen um neue Impulse nicht nur seine Berechtigung hat, son- 
dern unbedingt erforderlich ist, sieht sich dort schnell des Verdachts der Unentschlossenheit, der Zöger- 
lichkeit, der Abweichung ausgesetzt. Vom Zweifel an der Loyalität zum Vorwurf des Verrats aber ist es 
nur ein kleiner Schritt, samt der mörderischen Konsequenzen, die damit verbunden sind. 

Und dennoch finden wir eine solche Erklärung falsch, sie ist vordergründig und kurzsichtig. 
Sie legitimiert eine bewußte Entscheidung mit dem Zwang der Verhältnisse und erklärt die zu Opfem 
ihrer Handlungen, die sie doch begangen haben. Die Erfahrung der Grausamkeit des Gegners enthebt nie- 
manden der Verpflichtung, zu jedem Augenblick Auskunft über die Mittel und Methoden geben zu kön- 
nen, die er selbst anwendet. Der leichtfertige Spruch von der Entwertung des Lebens unter den Bedin- 


gungen des Kriegs, mit dem wir nach Erklärungen für Vorgänge suchen, die für uns unfaßbar sind, ist 
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ein Zynismus, der von den Bildern der Leidtragenden Lügen gestraft wird. Zudem suggeriert er im kon- 
kreten Fall, das das, was in die Verantwortung einer einzelnen Gruppe fällt, für den palästinensischen 
Widerstand in seiner Gesamtheit gilt. Wir haben jedoch keinerlei Veranlassung zu irgendwelchen Pau- 
schalisierungen, wir halten es für verkehrt, von den Regeln und Methoden einer Gruppe auf die Ver- 
faßtheit einer gesamten Bewegung zurückzuschließen. 

Nein: Die Bereitschaft zur Ermordung eines Genossen läßt sich nicht mit der Härte der 
Bedingungen entschuldigen, sie ist Ausdruck einer politischen Programmatik, deren einziger Gehalt die 
Erringung der Macht und deren Sprache die der künftigen Despoten ist. Die Geschichte ist voll von Bei- 
spielen revolutionärer Organisationen oder Bewegungen, die unter vergleichbar brutalen Bedingungen 
kämpfen mußten, ohne daß sie sich - unter Berufung auf die Niedertracht des Gegners - dessen Metho- 
den zu eigen gemacht haben. Daß dies der geringere Teil ist, daß die Mehrzahl der bolschewistischen 
Parteien und nationalen Befreiungsorganisationen nach der Devise verfahren ist, daß der Zweck die Mit- 
tel heilige und gegen den Feind alles erlaubt sei, wenn es nur der Sache dient, ist kein Gegenargument. 
Es ist dies eine politische Auseinandersetzung, die ihre historischen Bezugspunkte in der Pariser Kom- 
mune ebenso wie in der Oktoberrevolution oder im Spanischen Bürgerkrieg hat. Wo der Sieg zum Maß- 
stab aller Dinge wird, werden nicht nur die besten, sonder auch die schlimmsten Kräfte frei. Wer die 
Macht, koste es, was es wolle, erringt und sie um jeden Preis verteidigt, untergräbt sie im selben Moment. 
Die Perversion der Revolution, schrieb Rosa Luxemburg an die Adresse der Bolschewisten, ist schlim- 
mer als ihre Niederlage. Das Argument des Erfolgs, auf das die orthodoxen Kommunisten jahrzehnte- 
lang gegenüber den “romantischen Verlierem” aus den libertären Gruppen gepocht haben, erweist gera- 
de dieser Tage seine Unzulänglichkeit. Daß sich hier auch eine Männerwelt austobt, daß es immer auch 
darum geht, obsolet gewordene Machtbastionen und Einflußsphären gegeneinander wie gegen 
Ansprüche von unten abzuschirmen, und daß in einer solchen Welt eine schwule Identität per se auf Arg- 
wohn stößt, können und wollen wir nicht länger ignorieren. Weil wir dies gelemt haben und weil wir uns 
lieber in der Tradition der spanischen AnarchistInnen als in derder KOMINTERN sehen, verwehren wir 
uns gegen alle beschönigenden Reden, die sich auf die Gesetze des Krieges berufen. Bestimmte Regeln 
sind möglicherweise andemorts erklärlich, aber sie verschaffen sich Geltung, weil dem eine bewußte 
politische Entscheidung vorausgeht. Wir können sie uns nicht nur nicht zu eigen machen, weil wir unter 
anderen Bedingungen kämpfen, sondern weil sie in diametralem Gegensatz zu unseren eigenen Bestre- 
bungen und Utopien stehen. Der Tod von Gerd macht ein weiteres Mal deutlich, daß zwischen diesem 
und unserem Denken Welten liegen, zwischen denen keinerlei Vermittlung möglich ist. 

Daß wir die Gewalt in den eigenen Reihen bislang tabuisiert haben und uns erst jetzt darü- 
ber entsetzen, wo sie uns selbst ereilt, ist eine Knitik, die wiruns gefallen lassen müssen. Wir haben keine 
Entschuldigung dafür. Erst der Tod von Gerd hat uns für das Ausmaß der Tragödie empfindsam 
gemacht, die es bedeutet, daß auch innerhalb revolutionärer Organisationen politische Fragen mit 
militärischen Mitteln beantwortet werden. Er war Anlaß, uns all der tausenden, bekannten und namen- 
losen GenossInnen zu erinnem, die ihr Leben gelassen oder gelitten haben, weil sie des Verrats beschul- 
digt wurden oder einfach nur zwischen die Mühlsteine eines innerorganisatorischen Machtstreits gera- 


ten waren. Ein Einwand gegen revolutionäre Praxis überhaupt ist sein Tod jedoch nicht. Das Wissen um 
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die Gewalt in den eigenen Reihen ist uns Grund zum Einhalt, zur Trauer, zur Verzweiflung, nicht aber 
eine willkommene Gelegenheit, um das Handtuch zu werfen und unseren Frieden mit den Verhältnissen 
zu schließen. Wer uns so versteht und meint, wir würden nun, wo es einen der unseren getroffen hat, in 
das Hom derer blasen, für die Terror schon immer ein normales Mittel des politischen Geschäfts war, 
befindet sich auf dem Irrweg. Die Selbstgefälligkeit und Heuchelei jener Bürger, die gerade jetzt 
genußvoll in den Wunden revolutionärer Bewegungen wühlen und sich darin überbieten, Spuren für 
deren moralischen Verfall ausfindig zu machen, während sie geflissentlich übersehen, auf welchen Lei- 
chenbergen der von ihnen geschätzte westliche Wohlstand und das als Schlachtruf zu neuen Ehren 
gekommene System der Demokratie errichtet sind, stoßen uns lediglich ab. 
Die Auseinandersetzung, die die Enmordung von Gerd ausgelöst hat, spielt sich diesseits der 
Barrikade ab. Sie wird sich mit dem Zusammenhang von Politik und Moral, dem Gegensatz von natio- 
naler Souveränität und sozialer Befreiung und dem Unterschied zwischen revolutionärer Gewalt und Ter- 
ror zu befassen haben. Zur Disposition steht jenes leninistische Erbe, das sich in unsere Köpfe eingegra- 
ben hat und unser politisches Denken stärker bestimmt, als uns oftmals bewußt ist. Der Rekurs auf die 
Geschichte kann die Schwierigkeiten, vor denen wir hier stehen, ebensowenig lösen wie deremphatische 
Bezug auf die weltweiten Kämpfe. Gerade weil revolutionäre Politik in einem Land wie der BRD so iso- 
liert ist, muß sie sich immer wieder eines sozialen Orts versichem, will sie mehr sein als der bloße Aus- 
druck der subjektiven Befindlichkeit ihrer Akteure oder der schwache Abglanz ideologischer Konstruk- 
te. Wie schnell all die schönen Worte und die besten Absichten zu bloßer Makulatur werden, sobald wir 
uns nicht mehr auf eine konkrete Realität beziehen, sondem an Forderungen orientieren, die ihren 
Ursprung in anderen Bedingungen haben, davon zeugt nicht zuletzt dieses Kapitel unserer Geschichte. 
1973 haben GenossInnen der RZ in einem Interview gesagt: “Es gibt aber auch einen Teil 
unserer Politik, den (...) viele Genossen nicht verstehen und nicht akzeptieren und den die Massen auch 
nicht verstehen und der sie vorläufig auch nicht interessieren wird. Wir halten.ihn dennoch für richtig. 
Dieser Teil des Kampfes bezieht sich auf den Internationalismus, wo es primär um die Solidarität mit den 
Genossen ausländischer Guerillabewegungen geht und die Solidarität mit den kämpfenden Völkern ande- 
rer Länder.” Was dort als Versuch formuliert wurde, eine Antwort auf die weltweite Ungleichzeitigkeit 
revolutionärer Entwicklung zu finden, war faktisch zugleich die Abkoppelung vom hiesigen Sozialpro- 
zeß. Es war der Freibrief für eine Praxis, die sich um politische Vermittlung nicht einmal dem Anspruch 
nach zu bemühen braucht. Daß wir jahrelang zu Entebbe geschwiegen haben, lag nur in der Logik des 
Arguments. Zugleich war dieses Schweigen jedoch auch das beredte Eingeständnis, daß wir uns in eine 
Sackgasse manövriert hatten: Was wir auf internationaler Ebene machten, war nicht die antiimpenalisti- 
sche Dimension dessen, wofür wir in der BRD kämpften, sondem stand in krassem Gegensatz dazu. Wir 
mußten uns entscheiden. Wer unsere Praxis in den 80er Jahren verfolgt hat, weiß, wie diese Entschei- 
dung ausgefallen ist. 
Revolutionäre Zellen, Dezember 1991 
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Brandanschlag auf die Häuser der faschisti- 
schen ‘““Halleschen Deutschen Jugend“ 


Am Wochenende 4./5. Januar 1992 
wurde in Halle ein Brandanschlag auf 
die Häuser der “Halleschen Deutschen 
Jugend (HDJ)“ in der Kammstraße ver- 
übt. Diese Mitte 1991 besetzten Häuser 
werden vom halleschen Magistrat unter 
der Hand geduldet, um Ruhe zu haben. 
Mittlerweile gilt die HDJ als lokale 
Größe und als Vasall der Nationalisti- 
schen Front (NF) aus Bielefeld. 

Die HDJ wird von dem selbsternannten 
“Gauleiter“ Thomas Hanke geführt und 
besteht aus 30-50 Mitgliedern. Ihr 
“Hauptkampf“ gilt den Hütchenspie- 
lern, Zuhältern, Ausländern und Linken. 
Gerade im letzten Halbjahr1991 erhöh- 
ten sich die Aktivitäten von Neonazis 
im Raum Halle, besonders gegen das 
von Linken besetzte Haus in der Kell- 
nerstraße. Nach nicht gesicherten Infor- 
mationen soll auch die NF, wie andere 


faschistische Gruppen der ALT-BRD 
zuvor, ihre Zentrale und ihre Hauptakti- 
vitäten in die ehemalige DDR verlegt 
haben. Das NF-eigene Haus in Bielefeld 
ist bereits verkauft worden. Der NF- 
nahe Rechtsanwalt Jürgen Rieger über- 
prüfte die Häuser in der Kammstraße 
auf Tauglichkeit. Aber auch verschie- 
denste andere BRD-Nazigrößen gaben 
sich dort bereits ein Stelldichein. So 
stellte sich die gesamte Führungsriege 
der militanten faschistischen „Gesin- 
nungsgemeinschaft der Neuen Front“ 
(GdNF) nach dem faschistischen Auf- 
marsch am 9.11.1991 in der Kamm- 
straße der interessierten Presse. 
Der Brandanschlag wird in 
Halle als Reaktion auf diese zunehmen- 
den Naziaktivitäten und die Untätigkeit 
der Behörden gesehen. 
Bari Geröllheimer 


Autonome in Itzehoe vor Gericht 


Schauplatz Pinneberg bei Hamburg. Am 


29.07.1991 fährt ein Personenzug auf 


der Strecke Hamburg-Kiel. In Pinneberg 


liegen Betonteile auf der Strecke. Der 


Zug kann nicht mehr stoppen. Beim 
überfahren zerbersten die Betonteile 
glücklicherweise, ohne daß dem Zug 
etwas geschieht. Kurz darauf werden 
Ralf Gauger und Knud Andresen in der 
Nähe des Bahndamms von Zivilfahn- 
dern des LKA festgenommen. Sie wer- 
den beschuldigt, die Betonteile auf den 
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Bahndamm gelegt zu haben und deshalb 
in Itzehoe in Untersuchungshaft genom- 
men. Die Zivilfahnder sagen aus, daß sie 
beide Personen von einer 400 Meter 
entfernten Brücke beobachtet hätten, 
wie diese die Betonteile auf die Schie- 
nen gelegt hätten. Eine seherische Lei- 
stung, die selbst mit einem guten Fern- 
glas sehr beachtenswert ist. Die Fahnder 
wären ihnen bereits den ganzen Tag 
gefolgt, hätten sie in Pinneberg aus den 
Augen verloren, aber dann von der 
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Brücke zufällig bei ihrer Tat entdeckt. 

Wieso die Observation? Ralf 
Gauger und Knud Andresen gehören 
jahrelang zum linken autonomen Spek- 
trum von Hamburg und zum Umfeld der 
Roten Flora, einem ehemaligen Kino im 
Hamburger Schanzenviertel, das seit 
einigen Jahren besetzt ist und als politi- 
sches und kulturelles Zentrum der Scene 
genutzt wird. Sechs Tage vor der Ver- 
haftung wurde mit riesigem Aufwand 
eine polizeiliche Räumung eines Parks 
hinter der Flora durchgeführt, um das 
Gelände für eine Hausbebauung freizu- 
bekommen (“telegraph” Nr.8/91). Es 
kam zu schweren Auseinandersetzun- 
gen. In den folgenden Tagen glich das 
Schanzenviertel einer Polizeikaserne. 
Speziell die Flora stand unter verschärf- 
ter Observation. Als Ralf Gauger und 
Knud Andresen die Flora verließen setz- 
ten sich sofort LKA-Fahnder an ihre 
Fersen und folgten ihnen über ihren 
Zuständigkeitsbereich hinaus bis nach 
Pinneberg. 

Ein weiterer Zeuge aus der 
Bevölkerung sagt aus das er zwei Perso- 
nen bei der Tat beobachtet hat, die wie 
die Beschuldigten gekleidet waren, 
konnte aber nicht die Gesichter sehen. 

Stellt sich die Frage, was die 
beiden Floraleute in Pinneberg wollten. 
Erst im Dezember 1991 äußerten sich 
die Beschuldigten zu diesem Sachver- 
halt: “...Wir selbst wollten am 29.7.91 
nach Pinneberg fahren, um uns das 
Gelände der Firma G+K anzuschauen, 
die bei der Parkbebauung des Flora- 
Parks nach der Räumung am 23.7.91, 
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die Erdarbeiten machte. Unsere Überle- 
gung war, ob und wie wir die Firma, die 
an der Zerstörung des Parks verdiente, in 
irgendeiner Form öffentlich machen 
könnten. Der zweite Grund für die Fahrt 
war einfach der, daß wir einen Nachmit- 
tag zusammen verbringen wollten...” 

Bereits im September 1991 
versuchten sie politisch gegen die 
Anschuldigungen zu argumentieren. 
“Wir treten für eine Gesellschaft ein. 
in der sich alles an den Bedürfnissen und 
Fähigkeiten der Menschen orientiert. 
(...) Eine Aktion, die irgendwelche Men- 
schen, in irgendeinem Zug, zu irgendei- 
ner Zeit gefährdet, wäre das genaue 
Gegenteil unseres Denkens. Der 
Anschlag auf die Bahnstrecke ist nichts 
als terroristisch - schon deshalb gibt es 
für uns keinen Grund, etwas derartiges 
zu tun...” 

Die Universität Bremen 
erstellt ein Gutachten, das beweist, daß 
der Zug nicht entgleisen hätte können, 
also nicht in Gefahr war. Auf Grund des- 
sen werden die Anschuldigungen mit 
dem Wörtchen “versuchter” verziert. Es 
bildet sich bundesweit eine Unterstüt- 
zerscene für die Beschuldigten. Mit 
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Demos und Flugblätter wird versucht 
Öffentlichkeit und Solidarität zu schaf- 
fen. Die lokale Presse berichtet unge- 
wöhnlich objektiv. Doch alles Bemühen 
kann nicht verhindern, was schon 
beschlossene Sache ist. 

Am 27.1. begann beim Land- 
gericht Itzehoe der Prozeß. Anklage: 
versuchter gefährlicher Eingriff in den 
Bahn- und Schienenverkehr und ver- 
suchter Mord. 

Trotz schlampiger Spurensi- 
cherung trotz Gegengutachten und auf 
der Grundlage von mehr als fragwürdi- 
gen Aussagen von LKA-Fahnderm. 
Dem entgegen stehen nur die 
Unschuldsbeteuerungen der Angeklag- 
ten und das redliche Bemühen der 
Rechtsanwälte. 

Für die Unterstützer ist klar, 
daß hier eine Staatsschutzlüge zusam- 
mengezimmert wurde um ein politi- 


sches Gesinnungs-Urteil zu fällen. In 
Anbetracht der Faktenlage ist dieses 
nicht sehr weit hergeholt. Versuche, die 
radikale Linke durch politische Prozes- 
se zu zerschlagen, gab es viele. Klar 
sollte sein, daß es sich im Fall Ralf Gau- 
ger und Knud Andresen wenn nicht um 
eine Staatsschutzkonstrukt, dann um ein 
Justizirrtum handelt. Ob das Staatsan- 
waltschaft und Richter ebenfalls so 
sehen ist allerdings eher fragwürdig. 

Wer den beiden schreiben 
will, der kann dies tun. über: Landge- 
richt Itzehoe, 5.Strafkammer, Breiten- 
burger Str.68, W-2210 Itzehoe 
Geldspenden zum Begleichen der Pro- 
zeßkosten können entrichtet werden 
über: 
Rechtsanwalt Beuth, Konto- 
Nr.1250/124029, BLZ: 20050550, 
Anderkonto Knud & Ralf, HaSpa 

Bari Geröllheimer 


LeserInnenbriefe 


Ich beziehe Ihre Zeitschrift seit ihrer Her- 
ausgabe (auch noch als Flugblatt). Sie hatte 
mir wichtige Infos zur damaligen Zeit 
gegeben. Die Ausgaben der letzten Mona- 
te werden leider für mich immer flacher, 
dıe Allgemeinheit interessierende Themen 
werden immer seltener aufgegriffen, dafür 
geben Redakteure ihre oft nur persönlichen 
Auffassungen zu anderen Personen wieder, 
die außerdem noch sehr oberflächlich 
recherchiert werden und man liest dann in 
den Folgeausgaben die entsprechenden 
Gegendarstellungen. Klaus 
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Obwohl ıch im Grunde von Anfang an 
dabei gewesen bin, ist mir doch jetzt Ihre 
Zeitschrift zu sehr ın die linke Ecke abge- 
rutscht, befaßt sich zuviel mit Berliner 
Themen und überhaupt, es ist für mich 
unwesentlich, was da verhandelt wird. 
Michael 


Als ıch den “telegraph” 1989 zum ersten 
Mal erhielt, war ich begeistert und bedau- 
erte, so spät von ıhrer Existenz zu erfahren. 
Inzwischen mußte ich aber feststellen, daß 
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er ständıg schlechter wird. Es wimmelt 
von unsachlichen Beschimpfungen, teil- 
weise ist sogar die Sprache so mies, daß 
man kaum dahinter kommt, was der 
Schreiber eigentlich meint. Andererseits 
sınd manche Beiträge so langatmig, daß 
man sie nicht zu Ende lesen möchte. Es ist 
zwar ın Ordnung, auch die Hintergründe 
verschiedener Entwicklungen im Ausland 
und ıhre Wirkung auf uns darzustellen, 
aber der dafür eingeräumte Raum ist zu 
groß. Wir als DDR- Bürger (tut mir leid, 
ich kann mich nicht als BRD- Mitglied 
fühlen) haben so’ viele Probleme, wir wer- 
den jeden Tag an einer anderen Stelle über 
den Tisch gezogen, aber davon ist wenig 
bei euch zu lesen. Und ich meine gerade 
dazu wäret Ihr verpflichtet. Ihr seid ein- 
fach nicht mehr wie früher. Haben wir 
jetzt nicht auch noch ausreichend miese 
Typen, die die Sahne löffeln ? Das sollte 
Euer Zielgebiet sein. 
Auch wenn ihr neutral seid, und alle zu 
Wort kommen laßt, verlangt wenigstens 
sachliche Briefe. Auch wenn einer durch- 
aus berechtigte Anklagen oder Beschwer- 
den vorbringt, wirkt ein mit Schimpfwör- 
tern gespickter Brief nur abstoßend. Lei- 
der fällt das nicht nur auf den Schreiber, 
sondern auch auf Euch zurück. 
Es hat mır in der letzten Zeit keinen Spaß 
mehr gemacht, den “telegraph” zu lesen. 
Renate 


Ich komme kaum noch zum lesen und bin 
immer froh,wenn ıch die" Zeit" geschafft 
habe. Der “telegraph” ıst mır zu begrenzt. 
Da ıst höchstens mal eın Artikel, der mich 
interessiert und mir dann auch gefällt. 
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Vermutlich auch zu einseitig. Das passiert 
mir auch mit der “Anderen". Obwohl die 
“Zeit” mir praktisch auch nicht so richtig 
gefällt, hat sie aber wirtschaftliche und 
kulturelle Beiträge, die auf Grund umfas- 
sender Recherche mein Interesse befriedi- 
gen und mich klüger machen. Ab und zu 
mache ich noch Stichproben in hiesigen 
Zeitungen:”’Wochenpost”, “Freitag”, aber 
sie reizen mich nicht zum Abo. Letztlich 
den “Mecklenburger Aufbruch” lese ıch 
seit März 91 und bın zufrieden. 

Wißt Ihr, solche Veröffentlichungen wıe 
über den Waffenhandel oder Enthüllungen 
über de Misere, das hat mich schon beein- 
druckt, aber weniger die Schlachten zwi- 
schen Antifa und Rechtsradikalen. In meı- 
nen Augen haben beide in ihrem Fanatıs- 
mus die gleiche Wirkung. Sıe stoßen die 
Bevölkerung ab... Christel F. 

... Grundsätzlich gehören Euch meine 
Sympathien wie allem, was noch nicht den 
Bratengeruch von Super-Illu angenommen 
hat, zumal ich bereits vor der Wende zu 
den Lesern zählte und die spannende 
Geschichte des “telegraph” weiß. 
Telegraph entstand als Blatt, das schnell 
und ohne viel Blocksatz und Drumrum- 
Aktionen verbinden und schnell Nachrich- 
ten steuern sollte, ein Konzept, das bitter 
nötig war und auch voll einschlug. Mit der 
schnellen “Absättigung” der revolu- 
tıonären Aktionsstimmung hätte man 
eigentlich sagen können, damit wäre die 
Aufgabe von “telegraph" erfüllt gewesen, 
da auch tatsächlich eine solche Strategie 
nıcht mehr bestand, denn die Pressezensur 
(dıe eigentliche Nische für “telegraph'') 
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war mittlerweile durchbrochen. Zu meiner 
Freude, um ehrlich zu sein, war es nıcht 
so. 

Telegraph ıst ın Sprache und Inhalt eın 
Blatt geblieben mit 
Anspruch. Wie soll dies aber möglıch 


unverändertem 


sein, da T. nur noch eın Blatt von vielen ist 
(das stimmt nicht ganz), da zweitens nach 
dem Abflauen der Novemberneugier die 
potentielle Leserschaft sehr viel kleiner ist 
und da die Zeitschrift zudem nur noch alle 
vier bis sechs Wochen erscheint? Ihr habt 
mit dem jetzigen Konzept ein schwierigen 
Spagat vollzogen. 

Obwohl es auch immer wieder Lichtblicke 
gibt, fehlt es mır vor allem an Beiträgen, 
dıe mehr Leute und größere Zusammen- 
hänge direkt betreffen, die auch für mich 
selbst wichtig sind und die mehr herausra- 
gen aus dem beschreiben von Details und 
dem Entlarven von Einzelpersonen. 
Manchmal habe ich den Eindruck, daß Ihr 
eine Hilfe sein wollt für Leute, die sich 
öffentlich mit Beiträgen rechtfertigen wol- 
len, für die andernorts sich kein Platz 
mehr findet. Das betrifft aber subjektiv 
eben nur immer kleine Gruppen von Leu- 
ten. Ich weiß, daß das irgendwie schlimm 
und ungerecht ist, zu sagen, das geht mich 
nıchts an, aber es wırd so beim Leser 
erlebt. 

Ich habe den Eindruck, daß es nicht nur 
mir oft schwer fällt, die Grenzen zu ziehen 
ın dem ganzen linken Presse-Labyrinth 
von der ““Graswurzelrevolution” bis zum 
“telegraph”. Die Eintönigkeit geht bis zu 
den aus der taz in ultimativer Langeweile 
bekannten “Säzzer-Späßchen”. 

So ist es mehr ein Unbehagen in der Spra- 
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che, der Aufenthalt ın stagnierenden 
Zusammenhängen, das Gefühl, daß man 
so nichts ändert, Niederlagen stattfinden 
oder ins Haus stehen, die Rıchtung geän- 
dert werden muß und die Augen auf. Dies 
soll kein Runtermachen sein. Träumen 
heißt kämpfen, 
Suchen. In diesem Sınne herzliche Grüße 
Torsten 


lernen. Träumen  ıst 


Thema Ausländerhaß 

Schon am 12.Oktober 1991 stand in der 
Süddeutschen Zeitung (!) der Artikel: 
“Wem nützt dıe Asylkampagne”?" 

Es behaupte also kein Politiker, er habe 
das nicht gewollt und nıcht gewußt, denn 
die Süddeutsche Zeitung liegt - anders als 
der “telegraph” - jeden Morgen auf den 
Tischen der Parlamentarier, Minister und 
sonstigen gewählten oder ungewählten 
Rudergänger und Kapiıtäne. 

Trotzdem warne ıch davor, nur den Politi- 
kern, nur dem sogenannten “System’ (wie 
abstrakt!) die Schuld zu geben. “Systeme” 
bestehen aus unzähligen kleinen Mitläu- 
fern und Achselzuckern: der Hitler war's, 
der Honecker war's, das ist auch ein gutes 
Stück Selbstbeschwichtigung. Jeder wähnt 
sich frei von Schuld - und wirft den ersten 
Stein. Und dıe armen armen Arbeitslosen, 
müssen die nicht ihre ganze Wut gegen die 
noch Schwächeren richten? Im Einzelfall 
wage ich nıcht zu urteilen. Aber bei uns ist 
noch niemand verhungert. Also freı nach 
Brecht: Wer was zu fressen hat, der habe 
bitte auch Moral! 

Wer sıch intensiver mıt dem Flüchtlings- 
problem auseinandersetzen möchte, und 
dabei auch einmal einen Blick über den 
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Tellerrand hinaus wagen will, dem emp- 
fehle ıch wärmstens das neue “GEO- 
Magazın" 1/92. Hier werden in einem 
großen Schwerpunktbereich “Flüchtlinge, 
Ausländer” die globalen Ursachen und 
Wirkungen der derzeit größten Wanderbe- 
wegung in der Geschichte der Menschheit 
analysiert und eindrucksvoll wiedergege- 
ben. 
Thema Frieden: Im “telegraph” steht 
immer eine ganze Latte von Adressen aus 
Friedensbewegungen, Antimilitarismusi- 
nitiativen, gewaltfreie Aktionsteams, etc. 
und das ıst gut, denn so besteht eine wir- 
kungsvolle Möglichkeit, sich auszutau- 
schen und zu vernetzen. Das Fränkische 
Bildungswerk für Friedensarbeit Nürn- 
berg, das im letzten “telegraph” inserierte, 
kann ich aus eigener Erfahrung empfeh- 
len. Ich gebe hier noch eine weitere Adres- 
se durch: 

OHNE RÜSTUNG LEBEN e.V. 

FURTBACHSTR.I10 
W-7000 STUTTGART I 
Besonders für das Emsländer Hüttendorf 
dürfte es interessant sein, daß diese Leute 
- schon allein durch die räumliche Nähe - 
viel Erfahrung ım Umgang mit dem Daim- 
ler-Benz-Konzern haben.... 
Stefan 


Termine 
01.02.-14.00 BONN Marktplatz, Frauen- 
LesbenAktion gegen Zwangsdienste und 
Militär, Trommelzug 
01.02. - 10.04. St. Marys (Atlantikhafen, 
Trident-U-Boot-Stützpunkt) - Nevada (A- 
Bomben-Testgelände), USA: Radtour 
über 4.200 km zu “500 Jahre Uhnter- 
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drückung der Indianer - gegen Atombom- 
ben-Tests”, Kontakt: Friedenstestkampa- 
gne, c/o Friedensladen, Schillerstr. 28, W- 
6900 Heidelberg, tel. (06221) 12861 
03.02.-20.00 GIEBEN, Uni-Hauptgebäu- 
de, Ludwigstr. 23, Großer Hörsaal, 2. 
Stock: “Kolumbus und die Folgen”, Frank 
Niess 
07.02.-20.30 rostBÄRLIN, Solikonzert für 
Antıfa Halle, YOK Quetschenpaua im 
Cafe “Zum Räwier”, SchönhausA Allee 
20 (U-Bhf. Senefelderplatz) 
08.02.-12.00 DEMONSTRATION für die 
Selbstorganisation der Flüchtlinge und 
ImmigrantInnen ! Treffpunkt: restBÄR- 
LIN, Potsdamer Str.-Ecke Pallasstr.(U- 
Bahn Kleistpark oder Kurfürstenstr.) 
AufruferInnen: Selbstorganisierte Flüch- 
linge und in- und ausländische Unterstüt- 
zerInnen 

08.02.-19.00 Die ultimative ANTI- 
WEHRPFLICHT-FETE, Statthaus Böck- 
lerpark, restBÄRLIN 36, Prinzenstr. 1 

10.02.-19.30 CHEMieNITZ, Treff der 
ökumenischen Ökogruppe, Eine-Welt- 
Haus, Henriettenstr.5, tel. 30962 

14.02. - 16.02. Wochenendseminar zum 
Thema: 
Probleme und Perspektiven der Bürgerko- 
mitees, Dokumentations- und Beratungs- 
zentren 
Veranstalter ist die Heinrich-Böll-Stiftung 
in Zusammenarbeit mit Bürgerkomitees 
aus Berlin und Leipzig 
Veranstaltungsort: Hotel Schloß Ilsen- 
burg, Schloßstr.26, O-3705 Ilsenburg, Tel. 
302; Anmeldungen an: Heinrich-Böll-Stif- 
tung e.V., Bernhard-Göring-Str.152, O- 
7030 Leipzig, Tel.u.Fax.: 312107 
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15.02.-HEIDELBERG, “Was machen wir 
mit der Macht?"”, Seminar über Macht, 
Gegenmacht und “Macht von unten”, 
Werkstatt für gewaltfreie Aktıon Baden, 
Römerstr. 32, W-6900 Heidelberg, 
06221/161978 

21.03 Rohrstock, Totalverweigerertreffen, 
JugendAlternativZentrum, A. -Bebel- 
Str.92 

28.02. - 01.03. Schule und mobile Gesell- 
schaft - Der Beitrag der Pädagogik zur 
Mobilitätsbewältigung auf Schiene und 
Straße, Ev. Akademie Iserlohn, Berliner 
Platz 12, 5860 Iserlohn 

28.02., 20.00 Uhr rostBÄRLIN, Stasikon- 
flikt in der Uranprovinz, Lesung, Dias, 
Gespräch: Michael Beleites - „Unter- 
grund“, ein Buch über Widerstand, Ver- 
folgung und Aufarbeitung im Wısmut- 
Gebiet 

18.-26.04. SEVILLA, Gegenaktionen zur 
Eröffnung der EXPO .-"92: Symbolische 
Aktion der Rückeroberung Amerikas 500 
Jahre danach 

06.-08.07. - MÜNCHEN, Wirtschaftsgip- 
fel und Gegenaktionen 


Annoncen 


Antirassistischer Briefkasten 


In letzter zeit häufen sich wieder rassi- 
stische bzw. faschistische Überfälle in 
Berlin-Mitte und Prenzlauerberg. Oft 
sind es Gruppen von ca. sechs Faschos. 
Vier Überfälle auf Einzelpersonen sind 
uns im Dezember bekannt. Wir gehen 
davon aus, daß uns die meisten Infor- 
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mationen nicht erreichen. 

Deshalb haben wir begonnen, 
an mehreren Orten in den Stadtbezirken 
Berlins Briefkästen einzurichten, in die. 
Ihr Eure Beobachtungen werfen könnt. 
Wir werden sie dann veröffentlichen. 
Wir versprechen uns davon, daß unser 
Bewußtsein für die Bedrohung wach 
bleibt und die Isolierung der Betroffe- 
nen aufhört. Vielleicht gelingt es auch 
in einigen Fällen, die Täter aus ıhrer 
Anonymität zu zerren, um ihren Hand- 
lungsspielraum einzuschränken. 

Für mündliche Meldungen 
könnt Ihr Euch an folgende Adressen 
wenden: 

Antirassistisches Telefon 849/8619422 
Montag 17.30-20.30 Uhr, Freitag 14.30- 
17.30 Uhr 

Antifa-Telefon 849/6921599 

Samstag 16.00-20.00 

Schwules Überfalltelefon 849/2163336 
täglich 18.00-21.00 Uhr 


Die Briefkästen findet Ihr: 
Haus der Demokratie, 
Friedrichstr-. 165 
Bürgerinitiative Teuteburger Platz 


Berlin-Mitte, 


Umwelt-Bibliothek Berlin, Schliemann- € N 


str. 22 

Hausprojekt Linienstraße 
Brunnenstr. 6 

Bandito Rosso, Lottumstr. 10a 
Kastanienallee 86 
Schönhauser Allee 177a 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den a im Abonnement 


DO 1Jahr (34.- DM) An 
DO 1/2 Jahr (17.50 DM) 


Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht Redaktıon telegrap h 


spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


OD auf Probe (2 Hefte für 5.-DM) Schliemannstr. 22 


Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (Bar oder Scheck) ! B erlın 0 1 05 S 
Datum/UÜnterschrift 


Name: 


telegraph als - Geschenk | sır nr: 


Ich verschenke den telegraph als Abo für ON/PEZE- PER AFREIE 
1 Jahr (34.-DM) an Zahlungsweise: __ Rechnung __Scheck 


Name: __ per Abbuchung __Bar 
Str/Nr: 


Or EIZE#22 A WEER ZB 
Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
e de 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. Name der Bank/Ort 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Datum/Ünterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zurAbokarte 

Im grau markierten Feld (links) bitte ankreuzeln, ob ihr den telegraph verschenken 
wollt oder selbst abonniert und das jeweilige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur 
Zahlweise ausfüllen. 

Nur wenn ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht wird „bitte die 
Angaben zu Bankleitzahl, Kontonummer etc. machen und vor dem Abschicken noch 
mal Überprüfen und mit der zweiten Unterschrift bestätigen. 

F n 

Das Abo (Außer Geschenk- und Probeabo ) verlängert sich automatisch, wenn nicht 
spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte.Den 
Aboauftrag könnte ihr bis zu zehn Tage nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 
Probeabo: Wer den telegraph noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo 
informieren(nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck !) 

Geschenkabo:Wenn euch jemand lieb ist, schenkt ihr/m doch einfach ein telegraph- 
Abo! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sie eine Zeitschrift wie den 
telegraph unterstützen wollen, könen dasmit einem Förderabo für mindestens 70.- 
DM im Jahr tun. Dieses verlängert sich wie das Normalabo um jeweils ein Jahr, wenn 
es nicht spätestens 6 Wochen vor Ablauf gekündigt wird. 

Ein Ganzjahresabo kostet wie immer 34,-DM, ein Halbjahresabo die Hälfte. Alles 
inklusive Porto.Ermäßigtige Abos halten wir für relativ sinnlos, da der Preis für ein 
Normalabo nun wirklich nicht gerade exorbitant ist. 
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DAS ?RoßLEMm IST NICHT ETWA, DASS WIR SCHRÄNKE WoLL DERARTIGER 
BILDER Avs DDR- ZEITEN HABEN, DEI DENEN WIR NUR DIE NAMEN Avsaurav- 
SCHEN BR AVEHEN. 

DAS PROBLEM IST VIELMEHR, DASS WIR NICHT WISSEN, WIE OFT wır DE 
NAMEN Noch AVSTAVSCHEN MUSSen. DAS (51 LANGWEILIG UND NERVT! 


